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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeiterstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer} 
Inlandsumsatz 
Auslandsumsatz 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige 

aus dem Inland 
aus dem Ausland 

Energieverbrauch 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeitsstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 3 

1000 
Mill . Std. 
Miii.DM 

Miii.DM 
Miii.DM 
Miii.DM 

Mill. DM 
Miii . DM 
Mill DM 

1000 t SKE 

1000 
Mill. Std. 
Miii . DM 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 
Auftragseingang 4 Mill. DM 

Baugenehmigungen s 
Wohnbau 
Nichtwohnbau 

Wohnungen 
1 000 m 3 umbauter Raum 

Einzelhandel 

Umsatz (emschl. Umsatzsteuer) 

Gastgewerbe 

Umsatz (emscht. Umsatzsteuer) 

Fremdenverkehr 6 

Ankünfte 
Übernachtungen 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose 

Außenhandel 

Ausfuhr 

Kredite 7 

Bestand am Monatsende 
kurzfristge Kredite 

Meßziffer 1980 .;. 1 00 

Meßziffer 1980 .;. 1 00 

1000 
1000 

Anzahl 

Miii.DM 

mittel- und langfristige Kredite 8 
Miii. DM 
Miii. DM 

1 ) Betrrebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschaft1Q1en . Zur 
Methode s1ehe Statistischen Bericht E I 1 

2) Zur Methode s1ehe Statistischen Benchi E II 1 
3) Ab Januar 1986 lohnsteuerpflichtige Bruttobezuge, 

daher Veranderungsraten m1t e1ngeschranktem Aussagewert 
4) Nur Betnebe von Unternehmen m1t 20 und mehr Beschaft1glen 

Jüngster Monat Monatsdurchschnitt 

absolut Veränderung absolut 
zum Vorjahr 

Veränderung 
zum Vorjahr 
(gleiche Zeit) (gleicher Monat) 

in% in% 

September 1986 Januar bis September 1986 

169 + 0,6 167 + 0,7 
17 + 0,6 16 1,3 

542 + 4,6 540 + 4,8 

3436 + 7,1 3 011 + 0,6 
2563 + 2,1 2354 + 0,8 

874 + 24,8 657 + 0,1 

1 712 - 3,8 1 608 6,3 
1 171 + 2,7 1 110 2,9 

541 - 15,4 498 - 13,1 

167 - 9,8 

41 5,7 39 6,1 
5 3,0 4 3,1 

116 5,4 96 4,5 

777 + 87,8 333 + 15,4 
264 + 8,3 224 + 12,0 
Baugeo.verblicher Ums.arz durch Großauftrag beelnflußt 

965 + 41,9 
554 + 54,3 

August 1986 

111,8 - 2,2 

164,8 + 4,5 

Juli 1986 

477 + 6,5 
3 266 + 2,3 

September 1986 

101 213 - 6,7 

August 1986 

764,0 + 0,5 

9632 
46 515 

+ 1,0 
+ 6,8 

686 6,0 
373 9,3 

Januar bis August 1986 

110,0 + 1,5 

114,4 + 2,6 

Januar bis Juli 1986 

261 + 8,1 
1 378 + 3,8 

Januar bis September 1986 

116 265 - 1,1 

Januar bis August 1986 

777.4 - 7,0 

9963 
45877 

+ 3,2 
+ 6,6 

5) Nur Errichtung neuer Gebäude 
6) in Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Gastebetten 

(einschließlich Jugendherbergen, ohne Campmgplatze) 
7) an Inländische Unternehmen und Prrvate. ab 1.1.1986 

einschließlich Ralffelsenbanken 
8) einschließlich durchlaufender Kredite 
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STATISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCHLESWIG-HOLSTEI N 

38. Jahrgang Heft 12 Dezember 1986 

Aktuelle Auslese 

Ursachen für Sozialhilfebezug 

Für 23 % der selbständigen Haushalte, die 
~ 1985 I lilfe zum Lebensunterhalt bezogen, war 
~ .,Verlust des Arbeitsplatzes" die Hauptur­
sache für die lnan~pruchnahme der Sozialhilfe. Unter sie· 
ben benannten Urs.tchen folgt für 21 % unzureichende Rente, 
für 14 % Ausfall des Erniihrers, für 7 % Krankheit, für 
6 96 zu geringes Erwerbseinkommen und für je 1 bis 2 o/o 
Tod des Ernährcrs und unwirtschaftliches Verhalten. Aller· 
dingswiesen die Sozialämter 26 96 der Haushalte einer Rest· 
gruppe .,Sonstige Ursachen" zu. 

Bei den aJleiner..:iehenden Müttern erreichte der Ameil der 

• 
Ursache .,Ausfall des Ernährers" 43 %. Unter den alleiner­
ziehenden Viilern dominiert dagegen mit 39 % wieder die 
Ursache .,Verlust des Arbeitsplatzes". Auch unter den Ehe-
paaren ohne Kinder gehörten 33 % zu dieser Ursache, und 
unter den alleinstehenden Männern waren es sogar 38 % . 
Am gröl;ten ist der Anteil der Arbeitslosen bei den Ehepaa· 
ren mit Kindern, nämlich 57 %. Beim häufigsten Haushalts· 
typ, den alleinstehenden Frauen, erreichte diese Ursache da­
gegen nur einen Anteil von 11 %, während 40 % von ihnen 
der Sozialhilfe wegen zu kleiner Rente bedurften. 

Bauhauptgewerbe 1986 

Die Zahl der Beschäftigten im Bauhauptge· 
werbe erreichte am 30. Juni 1986 mit 41 318 
Personen den geringsten Stand seit 1950. 

Gegcnüb~.:r dem Vorjahr ging die Beschäf rigtenzahl um 
1,9 % zurück. Das geht aus der jährlichen Befragung aller 
Betriebe hervor. Die Zahl der Betriebe dagegen hat zuge· 
nommen . EndeJuni 1986 waren es 3 130, 1,1 %mehr als im 

Vorjahr. Der Anteil der Betriebe mit weniger als 20 Beschäf. 
tigten ist von 66% imJahre 1970 und 75% im Jahre 1980 
auf jetzt über 84 o/o gestiegen . 1986 arbeiteten in dieser Be· 
triebsgroße 38 % aller im BauhauptgL-wcrbe Besclüftigten. 
Besonders stark gestiegen ist die Zahl der Betriebe mit 1 
bis 9 Beschäftigten, nämlich gegenüber l985 um 3,8 % auf 
2 043. Zwei Drittel aller Betriebe im Bauhauptgewerbe ge· 
hörten zu dieser Größenklasse. Bei sinkender Be chäftigten· 
zahl hält damit der Trend zu kleineren Betriebseinheiten an. 

Über 2 000 Hochschulprüfungen 

Im Wintersemester 1985/86 stdltcn sich in 
Schleswig-IIolstein 2 004 Studierende einer 
akademjschen, staatlichen oder kirchlichen 

Abschlußprüfung; das sind 6 % mehr als im Winter­
semester 1984/85. Die Erfolgsquote lag unverändert bei 
94%. 

Von den 1 889 erfolgreichen I Iochschulabsolventen hatten 
635 ein Fachhochschulstudium (einschließlich Verwaltungs· 
fachhochschule) abgeschlossen, 342 bestanden eine Lchr­
amtsprüfung. 304 Kandidaten hatten ein Staatsexnmen 
(außer Lehramtsexamen) bestanden, 292 die Diplomprüfung 
an einer wissenschaftlichen Hochschule. 215 Doktoranden 
konnten eine Promotion erfolgreich abschließen. ;\ußer­
dem bestanden 47 Kandidaten eine Musikprüfung, .33 
die kirchliche Abschlußprüfung und 21 eine Magister· 
prüfung. 

Von den 726 weiblichen Prüfungsteilnehmern waren 677 
(93 %) erfolgreich. 238 Absolventinnen hatten eine Lehmmt· 
spriifung bestanden; damit waren die Frauen in dieser Prü· 
fungsgruppe überdurchschnittlich stark vertreten. 
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Bundespräsident Richard von Weizsäcker: 

Amtliche Statistik unentbehrlich, objektiv, glaubwürdig 

Bundespräsident Richard von Weizsäcker hielt beim Be­
such des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden am 
27. Oktober 1986 folgende Ansprache: 

Herr Bundesminister, Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! 

Ich bin zu Ihnen nach Wiesbaden gekommen, einer­
seits um diese für unseren Staat wichtige Behörde nä­
her kennenzulernen, andererseits und vor allem um die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Behörde zu grü­
ßen und Ihnen für die große unentbehrliche Arbeit herz­
lich zu danken, die Sie im Interesse unseres Staates 
im ganzen leisten. 

ln der Statistik zu arbeiten ist aus mehreren Gründen 
nicht immer ganz einfach. Einerseits, es wurde schon 
gesagt, ist es eine Arbeit, die sich mehr im stillen als 
in der Form eines Showgeschäftes vollzieht. Sodann 
gibt es, auch ganz unabhängig von Volkszählungen und 
anderen brisanten Themen, die verbreitete Vorstellung, 
mit der Statistik könne man ja alles beweisen. Nur wer­
den immer die Erheber der Statistik und ihre Verwen­
der verwechselt. 

Das, was im Statistischen Bundesamt geschieht, ist ja 
nicht, eine bestimmte politische Konsequenz ins Auge 
zu fassen und dann durch statistisches Material zu un­
termauern, sondern hier sollen objektive Daten ermit­
telt werden, die ihrerseits es dann erst möglich machen, 
eine politische Leitlinie zu untermauern oder gegebe­
nenfalls anhand beweisbaren statistischen Materials 
abzuändern. Wenn man mit Mißtrauen über die Stati­
stik redet, gilt dieses Mißtrauen unkundiger Verwen­
dung, nicht aber sachverständiger Erhebung der Daten. 

Ich glaube, den Anspruch auf Objektivität in der Fest­
setzung und der Ermittlung der Daten, diesen An­
spruch haben das Statistische Bundesamt und die 
Landesämter voll auf ihrer Seite. Ich denke, niemand 
behauptet im Ernst, daß hier bei der Arbeit im Konzept 
oder bei der Durchführung manipuliert würde. 

Die Glaubwürdigkeit, die das Statistische Bundesamt 
sich erworben hat, ist letzten Endes das wichtigste Ka­
pital für die weitere Arbeit. Diese Glaubwürdigkeit vor 
der Öffentlichkeit zu bezeugen, ist einer der Gründe 
meines Besuchs bei Ihnen. Gäbe es diese Objektivität 

nicht, dann würden ja zum Beispiel die Tarifvertragspar­
teien sich nicht beide auf die Zahlen des Bundesam­
tes stützen, einfach weil sie eine objektive Aussagekraft 
haben. 

Es gibt nun Daten, die auch dem normalen Bürger sehr 
willkommen sind - der Lebenshaltungskostenindex 
gehört dazu. Es interessiert ihn, wie er sich entwickelt 
und wie die Vergleichszahlen zu anderen Ländern sind. 
Es gibt Zahlen, die einen unmittelbar anrühren und 
vielleicht auch im eigenen Verhalten beeinflussen. 
Man denke nur an die Zahlen über die Todesopfer im e 
Straßenverkehr. 

Es gibt eine Fülle von Wirtschaftsdaten, die uns erkenn­
bar machen, wo die Bundesrepublik Deutschland im 
Vergleich zu anderen Ländern steht, wie die Chancen 
und Risiken verteilt sind. Man kann auf diese Weise et­
was über die Anziehungskraft bestimmter Standorte 
und abnehmende Attraktivität anderer erfahren, man 
erfährt etwas über die Qualität der Versorgung an den 
verschiedenen Standorten und in bestimmten Regio­
nen . Das alles ist für politische Entscheidungen nicht 
weniger wichtig als auch für ganz private Entschlüsse, 
die man in bezug auf das eigene Leben faßt. 

Dennoch ist das, was der normale Bürger erlebt, na­
türlich nur ein relativ kleiner Ausschnitt Ihrer Arbeit. Nun 
hat es auch heftige Auseinandersetzungen im Zusam­
menhang mit der statistischen Arbeit einfach deshalb • 
gegeben, weil wir manche unguten Gefühle in bezug 
auf die Entwicklung unseres technischen Zeitalters ha­
ben. Jeder von uns erlebt es, daß durch die elektroni­
sche Datenverarbeitung und Speicherung zusammen 
mit der Neugier aller möglichen Instanzen eine Form 
der Information und auch der Datenerinnerung entsteht, 
deren Sinn uns nicht immer ganz verständlich erschei-
nen will. 

Ich meine damit nicht nur kleinere Erlebnisse, die mich 
früher immer bei Formularfragen befremdet haben. 
Wenn ich zum Beispiel in einem Gasthof abstieg, dann 
sollte ich darüber Mitteilung machen, ob ich evange­
lisch oder katholisch oder was anderes sei, obwohl dies 
wahrlich für die Qualität des Vertrages, den der Gast­
wirt mit mir abschließt, keine Bedeutung haben kann. 
Es gibt andere Formen der Formulare, die einen miß­
trauisch machen. Wenn einer zum Beispiel einen Le-
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bensversicherungsvertrag abschließt, was muß er da 
nicht alles über seine möglichen früheren, derzeitigen 
oder künftigen Krankheiten angeben, dann soll man 
auch noch seine Ärzte von der Schweigepflicht be­
freien . 

Das sind alles Sachen, die man nicht gerne macht. 
Wenn das außerdem auch noch sehr technisch und 
sehr verschlüsselt und in seiner Aufbewahrung und 
Speicherung nicht ganz durchsichtig ist, dann entsteht 
ein Unbehagen gegenüber den Erscheinungsformen 
der wissenschaftlich-technischen Wett. 

Trotzdem müssen wir verstehen, daß es möglich und 
notwendig ist, die Mittel der Statistik im Sinne dessen 
zu nutzen, was technisch möglich und was demokra­
tisch erforderlich und persönlich zurnutbar ist. Nun ha-

e ben wir eine Auseinandersetzung erlebt, bei der für 
mein Gefühl manche der von mir geschilderten, mit­
unter etwas unguten Empfindungen, an der falschen 
Stelle zum Ausdruck gekommen sind, nämlich bei der 
Volkszählung. 

Wir haben eine längere, in ihren Auswirkungen durch­
aus kostspielige, aber wie ich meine, in ihrer demokra­
tischen Durchsichtigkeit und Klärungswirkung gute 
Auseinandersetzung über die Notwendigkeit und 
Durchführung der Volkszählung gehabt. Das Bundes­
verfassungsgericht, unsere oberste Instanz in bezug 
auf die Einhaltung der Grundwerte und Grundrechte 
unserer Verfassung, hat sich geäußert, und ich möchte 
gerne die Gelegenheit unseres Zusammenseins dazu 
benutzen, um noch einmal ein Zitat aus dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur Volkszählung hier zu 
verlesen, das Ihnen allen bekannt ist, aber an das die e Öffentlichkeit gelegentlich erinnert werden sollte. Ich 
zitiere das Bundesverfassungsgericht: 

"Die Statistik hat erhebliche Bedeutung für eine 
staatliche Politik, die den Prinzipien und Richtl i­
nien des Grundgesetzes verpflichtet ist. Wenn die 
ökonomische und soziale Entwicklung nicht als 
unabänderliches Schicksal hingenommen, son­
dern als permanente Aufgabe verstanden werden 
soll , bedarf es einer umfassenden, kontinuierli­
chen sowie laufend aktualisierten Information 
über die wirtschaftlichen, ökologischen und so­
zialen Zusammenhänge. Erst die Kenntnis der re­
levanten Daten und die Möglichkeit, die durch sie 
vermittelten Informationen mit Hilfe der Chancen, 
die eine automatische Datenverarbeitung bietet, 
für die Statistik zu nutzen. schafft die für eine am 
Sozialstaatsprinzip orientierte staatliche Politik 
unentbehrliche Handlungsgrundlage." 

Hier wird in einem Deutsch, das sich an lmmanuel Kant 
orientiert, in einem sehr langen, richtig durchkonstru­
ierten kunstreichen Satzbau eine einfache Erkenntnis 
vermittelt, die wir auch einfach nutzen sollten. Das, was 
wir mit Hilfe der Volkszählung erheben, ersetzt nicht 
die politische Verantwortung der dafür gewählten Stel­
len, aber es macht politisch verantwortliche Entschei­
dungen der dafür verfassungsgemäß gewählten Stellen 
überhaupt erst möglich. 

Wenn der Bürger möchte, und darauf hat er Anspruch, 
daß die Bundesregierung, die Landesregierungen und 
die kommunalen Selbstverwaltungsorgane in durch­
sichtiger, nachprüfbarer, auf objektiven Daten beruhen­
der Weise Politik machen. dann ist es in seinem 
ureigensten Interesse, seinerseits mit dazu beizutra­
gen, daß die statistischen Unterlagen dafür auch zur 
Hand sind. Würden wir uns der Volkszählung verwei­
gern, dann würden wir zu einer erheblichen Verschleu­
derung von Steuergeldern und zu einer undurch­
sichtigen und letzten Endes unvernünftigen irrationa­
len Politik beitragen. Wollen wir aber die Durchsichtig­
keit und Öffentlichkeit unserer Politik, dann müssen wir 
unsererseits auch dazu bereit sein, die Daten dafür zu 
liefern. 

Ich denke, das Statistische Bundesamt mit allen dazu­
gehörigen Länderorganisationen· verfügt über jenes 
hohe Maß an Glaubwürdigkeit, das sowohl in bezug auf 
die Notwendigkeit der Erhebung dieser Daten als auch 
in bezug auf deren Geheimhaltung Gewahr bietet. Für 
diese Verläßlichkeit, die ich empfinde, wenn ich mit den 
Stellen des Statistischen Bundesamtes spreche, 
möchte ich mich auch meinerseits gegenüber unseren 
Mitbürgern und Mitbürgerinnen verbürgen. 

Ich denke, daß wir uns in bezug auch auf diese Frage 
heftig auseinandergesetzt, aber auch zusammengefun­
den haben. Und ich meine, lassen Sie uns alle daran 
mitwirken, daß eine vernünftige Erhebung durchgeführt 
wird , daß sie ordnungsgemäß und in ihrer Verwendung 
geheim behandelt wird, und dann lassen Sie uns strei­
ten , nicht darüber, ob eine Volkszählung gemacht wer­
den soll, sondern lassen sie uns, wie es in einer 
Demokratie das Gesunde und das Weiterführende ist, 
über die Politik streiten. die auf Grund der ermittelten 
Volkszählung der Mehrheit als d ie richt ige erscheint. 

Quelle· Presse· und Informationsamt der Bundesregierung, 
Bulletm Nr. 136/S. 1137 
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Die Unternehmen des Einzelhandels in Schleswig-Holstein 

Die folgenden Ausführungen beruhen auf den Ergeb­
nissen der Handels- und Gaststättenzählung 1985. 
Handels- und Gaststättenzählungen werden wegen des 
großen Aufwandes, den sie verursachen, nur 1n große­
ren Zeitabschnitten durchgeführt. Die letzte Zählung 
dieser Art liegt ein Jahr zurück. Vor 1985 fanden Zäh­
lungen im Handel und Gastgewerbe in den Jahren 
1960, 1968 und 1979 statt. Die Hauptaufgabe solcher 
Erhebungen ist es, einen Gesamtüberblick über den 
Handel und das Gastgewerbe zu vermitteln und die we­
sentlichsten Strukturmerkmale über diese Wirtschafts­
bereiche zu liefern. 

Die Zählungen richten sich auf Unternehmen, die ih­
ren wirtschaftlichen Schwerpunkt im Handel oder im 
Gastgewerbe haben. Diese Unternehmen werden mit 
allen ihren wirtschaftlichen Aktivitäten erfaßt. Die Er­
gebnisse der Handels- und Gaststättenzählung enthal­
ten also auch bereichsfremde Tätigkeiten. Umgekehrt 
fehlen darin Handels- und Gastgewerbetätigkeiten von 
Unternehmen mit Schwerpunkt außerhalb des Handels 
oder Gastgewerbes. Die Erhebungen bilden also nicht 
die Funktion Handel oder Gastgewerbe, sondern den 
institutionellen Handel bzw. das institutionelle Gastge­
werbe ab. Dieser Sachverhalt gilt selbstverständlich 
auch für den Einzelhandel als Teilbereich des Handels. 

Einzelhandel ist der Verkauf von Handelsware in eige­
nem Namen für eigene oder fremde Rechnung an 
private Haushalte. Wird Handelsware an andere Abneh­
mer als private Haushalte in einer für den Einzelhan­
del typischen Form und in verhältnismäßig kleinen 
Mengen verkauft, so rechnet dieser Verkauf bei Brut­
topreisauszeichnung (einseht. Umsatzsteuer) zum Ein­
zelhandel, bei Nettopreisauszeichnung (ohne Um­
satzsteuer) zum Großhandel. Der Verkauf von Lebens­
mitteln, Getränken und GenuSmitteln zum Verzehr 
an Ort und Stelle unter Inanspruchnahme gastgewerb­
licher Dienstleistungen zählt nicht zum Einzelhandel, 
sondern zum Gastgewerbe. Der Absatz selbst herge­
stellter Erzeugnisse gehört gleichfalls nicht zum Han­
del, sondern zum verarbeitenden Gewerbe. 

ln einigen Branchen des Einzelhandels kommt es zu 
größeren Überschneidungen mit anderen Wirtschafts­
zweigen, insbesondere mit dem verarbeitenden Ge­
werbe. Betroffen ist u. a. der Einzelhandel mit 
Kraftfahrzeugen. Dies liegt daran, daß viele Kfz-Händler 
über eine Werkstatt verfügen, deren Tätigkeit wirt­
schaftssystematisch zum verarbeitenden Gewerbe ge-

hört. Resultiert aus der Reparatur und Wartung von 
Fahrzeugen eine größere Wertschöpfung als aus dem 
Verkauf von Fahrzeugen, wird das betreffende Unter­
nehmen nicht dem Einzelhandel, sondern dem verar­
beitenden Gewerbe zugeordnet. ln der Kfz-Branche 
kommt dieser Fall recht häufig vor. Ein anderes Beispiel 
ist der Einzelhandel mit optischen Geräten. Da das 
Schleifen und Einpassen von Brillengläsern eine ver­
arbeitende Tätigkeit ist und die daraus resultierende 
Wertschöpfung oft die Wertschöpfung aus dem Verkaut 
von Handelswaren wie Thermometern, Ferngläsern etc. 
übersteigt, gehören die meisten Optiker nicht zum Ein­
zelhandel, sondern zum verarbeitenden Gewerbe. 

ln die Handels- und Gaststättenzählung 1985 wurden 
alle Einzelhandelsunternehmen - nachfolgend auch 
Einzelhändler genannt - einbezogen, die am Erhe­
bungsstichtag 29. März 1985 bestanden und im Ge­
schäftsjahr 1984 einen Umsatz einschließlich Umsatz­
steuer von mindestens 20 000 DM getätigt hatten. 
Erreichte ein Unternehmen diese Umsatzgrenze nicht, 
war aber erst 1984 neu gegründet worden, dann war 
es ebenfalls meldepflichtig. 

Die dargestellten Ergebnisse beziehen sich auf Unter­
nehmen mit Sitz in Schleswig-Holstein. Dies bedeutet, 

-

daß die Ergebnisse der von schleswig-holsteinischen 
Einzelhandelsunternehmen in anderen Bundesländern 
unterhaltenen Zweigniederlassungen in den Angaben 
enthalten sind, nicht jedoch die Resultate der hiesigen 
Zweigniederlassungen von Unternehmen des Handels 
oder des Gastgewerbes mit Sitz außerhalb Schleswig- • 
Holsteins. 

Am 29. März 1985 hatten 13 500 Einzelhändler (ohne 
Agenturtankstellen) ihren Sitz in Schleswig-Holstein. 
Diese Unternehmen beschäftigten am Erhebungsstich­
tag 94 000 Personen. Zu den Beschäftigten rechnen 
hier tätige Inhaber, unbezahlt mithelfende Familienan­
gehörige sowie sämtliche Arbeitnehmer emschließlich 
der Auszubildenden, unabhängig davon, ob die Perso­
nen vollbeschäftigt oder nur zeitweise tätig waren. Alle 
Einzelhandelsunternehmen zusammen setzten im Ge­
schäftsjahr 1984 18,8 Mrd. DM um (einschließlich Um­
satzsteuer). 

Die Masse der Einzelhandelsunternehmen sind Einbe­
triebsunternehmen. 1985 bestanden über 90 % der Un­
ternehmen aus nur einer örtlichen Einheit. Rund 1 000 
Unternehmen waren Mehrbetriebsunternehmen. Sie 
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hatten neben der Hauptniederlassung also noch min­
destens eine weitere Niederlassung. Als Niederlassung 
(Arbeitsstätte) gilt dabei jede örtliche Einheit, in der min­
destens eine Person regelmäßig - auch nur zeitweise 
- tätig ist. Dazu zählen neben Verkaufsfilialen auch 
Werkstatten, Lager, Verwaltungsbetriebe etc. Von den 
Mehrbetriebsunternehmen hatten 900 Unternehmen 
zwei bis vier Niederlassungen einschließlich der Haupt­
niederlassung, und nur 100 Unternehmen hatten ein­
schließlich der Hauptniederlassung mehr als vier 
Zwetgniederlassu ngen. 

Einzelhandelsunternehmen mit 
Sitz in Schleswlg-Holstein am 29. 3. 1985 

Unternehmen mtt ... Unternehmen Beschäfttgte 
bts ••. Beschäftigten Anzahl % Anzahl % 

1 - 2 6 010 44,6 9 457 10,1 
3 - 5 4 165 30,9 15 725 16,7 
6 - 9 1 771 13,1 12 629 13,4 

10 und mehr 1 536 11,4 56 193 59,8 

Zusammen 13 482 100 94 004 100 

haberentweder allein oder mit einem Angehörigen tä­
tig ist. 

Typisch für den Einzelhandel ist die Vielzahl kleiner Un­
ternehmen. So hatten fast 90 % der Einzelhändler we­
niger als zehn Beschäftigte. Auf diese Unternehmen 
entfielen jedoch nur 40 % aller in den Einzelhandels­
unternehmen beschäftigten Personen. Etwa 6 000 Un­
ternehmen, das sind 45 % aller Einzelhändler in 

• Schleswig-Holstein, beschäftigten nur eine oder zwei 
Personen. ln diesen Unternehmen waren nur 10 % al­
ler im Einzelhandel tätigen Personen beschäftigt. ln der 
Mehrzahl sind dies Familienbetriebe, in denen der ln-

Auch bei einer Aufgliederung der Unternehmen nach 
der Umsatzgrößenklasse - hier nur derjenigen rd. 
12 500 mit vollem Geschäftsjahr- zeigt sich ein ähnli­
ches Bild. So hatten 4 500 Unternehmen einen Jahres­
umsatz 1984 von weniger als 250 000 DM. Das sind 
36% der Einzelhändler mit vollem Geschäftsjahr 1984. 
Am Gesamtumsatz der Einzelhändler mit vollem Ge-

• 
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schäftsjahr 1984 waren diese Unternehmen allerdings 
nur mit 3 % beteiligt. Das Hauptgeschäft machten die 
Umsatzmillionäre. Obwohl ihre Zahl nur rund ein Fünf­
tel der Unternehmen mit vollem Geschäftsjahr aus­
machte, entfielen auf sie über 80 % des Umsatzes 
dieser Unternehmen. 

Im Einzelhandel unterscheidet man drei Hauptabsatz­
formen. Diese sind der stationäre Handel, der ambu­
lante Handel und der Versandhandel. Beim stationären 
Handel werden die Waren von einer festen Betriebs­
stätte aus verkauft. Die vorherrschende Absatzform des 
stationären Einzelhandels - wie des gesamten Einzel­
handels - 1st das Ladengeschäft. Zum stationären Ein­
zelhandel gehören außerdem Tankstellen, Kioske, der 
Handel vom Lager und der Verkauf mittels Automaten. 
Unter dem ambulanten Handel versteht man den Ver­
kauf von einer mobilen Betriebsstätte aus. Diese Ab­
satzform umfaßt den Markt-, Straßen- und Hausier­
handel. Beim Versandhandel werden die Waren mittels 
Katalog, Prospekt, Anzeige oder mit Hilfe eines Ver­
sandhandelsvertreters angeboten und dem Kunden zu­
gestellt. 

Zum stationären Einzelhandel rechneten 1985 12 300 
Einzelhändler (Anteil 91 %). Auf sie entfielen 96 % al­
ler Beschäftigten und 98 % des Umsatzes aller Ein­
zelhändler. Im ambulanten Einzelhandel waren 1985 
knapp 1 000 Unternehmen tätig. Sie beschäftigten 
2 500 Personen (Anteil 2,6 %) und setzten 1984 
278 Mill. DM um (Anteil1,5 %). Das geringste Gewicht 
hat der Versandhandel. Ihm gehörten 1985 knapp 200 
Einzelhändler mit 900 Beschäftigten an. Sein Umsatz 
belief sich 1984 auf 175 Mill. DM. Relativ stark ist der 
ambulante Handel im Einzelhandel mit Nahrungsmit­
teln , Getränken und Tabakwaren vertreten. Jedes siebte 
Unternehmen mit Schwerpunkt in diesem Bereich ge­
hörte 1985 zum ambulanten Handel. Es handelt sich 
hier überwiegend um Markthändler sowie um Lebens­
mittel- und Gemischtwarenhändler auf Rädern, die über 
Land fahren. 

Der bedeutendste Einzelhandelszweig ist der Einzel­
handel mit Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwa­
ren (kurz: Einzelhandel mit Nahrungsmitteln). Ihm 
gehörten 1985 rund 4 500 Einzelhändler an. Damit war 
ein Drittel aller Einzelhandelsunternehmen schwer­
punktmäßig im Nahrungsmittelbereich tätig. Die zweit­
höchste Zahl von Unternehmen wies der Einzelhandel 
mit sonstigen Waren und Waren verschiedener Art auf, 
nämlich knapp 2 300. Der Einzelhandel mit sonstigen 
Waren umfaßt mehrere ganz verschiedene Branchen, 
nämlich den Einzelhandel mit Blumen und Pflanzen, 
mit zoologischem Bedarf, lebenden Tieren, Sämereien, 

mit Waffen, Munition und Jagdgeräten, mit Fotogerä­
ten, mit optischen Erzeugnissen, mit Uhren und 
Schmuck, mit Spielwaren, mit Sportartikeln, mit Brenn­
stoffen, mit Gebrauchtwaren und mit anderweitig nicht 
genannten Waren, die überwiegend dem Heimwerker­
bedarf zuzuordnen smd. Zum Einzelhandel mit Waren 
verschiedener Art gehören z. B. die Warenhaus- und 
Kaufhausunternehmen. Ebenfalls fast 2 300 Unterneh­
men waren dem Einzelhandel mit Textilien, Bekleidung, 
Schuhen und Lederwaren (kurz: Einzelhandel mit Tex­
tilien) zuzurechnen. Danach folgten der Einzelhandel 
mit Einrichtungsgegenständen mit 1 200 Unternehmen, 
dann der Einzelhandel mit pharmazeutischen, kosme­
tischen und medizinischen Artikeln sowie m1t Reini­
gungsmitteln und Anstrichbedarf mit 1 100 Unterneh­
men (kurz: Einzelhandel mit pharmazeutischen Arti­
keln). Die restlichen vier Einzelhandelszweige waren 
mit weniger als 1 000 Unternehmen besetzt. 980 Un­
ternehmen handelten mit Fahrzeugen, Fahrzeugteilen, e 
-zubehör und Reifen (kurz: Einzelhandel mit Fahrzeu­
gen), 660 mit elektrotechnischen Erzeugnissen, Heus­
haltsgroßgeräten - wie Herden, KOhlschränken und 
Waschmaschinen - und Musikinstrumenten und 440 
mit Papierwaren, Druckerzeugnissen und Büromaschi-

Einzelhandelsunternehmen mit Sitz in Schleswig-Holstein 
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nen (kurz: Einzelhandel mit Papierwaren). Zu diesem 
zuletzt genannten Einzelhandelszweig ist zu bemerken, 
daß die Unternehmen, die schwerpunktmäßig mit Bü­
romaschinen handeln, überwiegend dem Großhandel 
angehören. 

61 Unternehmen waren Tankstellen. Es handelt sich da­
bei nur um die sog. freien Tankstellen, die Kratt- und 
Schmierstoffe im eigenen Namen und für eigene Rech­
nung absetzen. Die Agenturtankstellen, die Kraft- und 
Schmierstoffe im fremden Namen und für fremde Rech­
nung verkaufen, werden bei der Handelsvermittlung 
nachgewiesen. Die auffallend geringe Zahl der freien 
Tankstellen hat im wesentlichen zwei Gründe. Einmal 
mußten in den vergangenen Jahren viele Tankstellen 
wegen der großen Konkurrenz ihren Betrieb einstellen, 
zum anderen besteht das Hauptgeschäft bei zahlrei­
chen Tankstellen heute nicht mehr im Absatz von Mi­
neralölerzeugnissen, sondern im Verkauf anderer 
Waren, wie Autozubehör, Getränke und Nahrungsmit­
tel, so daß diese Tankstellen bei einer anderen Bran­
che artaßt sind. 

Auch beim Umsatz stand der Einzelhandel mit Nah­
rungsmitteln an der Spttze aller Einzelhandelszweige. 
Er erzielte 1984 Erlöse von 7,8 Mrd. DM. Das sind 
über 40 % der von allen Einzelhändlern mit Sitz in 
Schleswig-Holstein getätigten Umsätze. Mit großem Ab­
stand folgte der Einzelhandel mit sonstigen Waren und 
Waren verschiedener Art. Er setzte 1984 2,9 Mrd. DM 
um. Am Ende der Skala rangierten die freien Tankstel­
len mit einem Umsatz von 176 Mill. DM . 

Wohngeld 1985 

Im Rahmen einer grundsätzlich marktwirtschaftlich 
orientierten Wohnungspolitik verfügt der Staat neben 
dem sozialen Wohnungsbau seit 1965 mit dem Wohn­
geld über ein weiteres Förderungsinstrument, mit dem 
er auch einkommensschwachen Bevölkerungsschich­
ten ein angemessenes und familiengerechtes Wohnen 
ermöglicht. Im Gegensatz zum sozialen Wohnungsbau, 
der mit Zins- und Tilgungszuschüssen sowie öffentli­
chen Baudarlehen und Aufwendungsbeihilfen an das 
Bauobjekt gebunden ist (Objektförderung), stellt das 
Wohngeld auf den einzelnen Wohnungsinhaber ab 

Bezieht man den in einer Wirtschaftsgruppe getätigten 
Gesamtumsatz auf die Zahl der Unternehmen, erhält 
man einen Maßstab für die durchschnittliche Größe der 
Unternehmen. Danach waren die Tankstellen am größ­
ten. Im Durchschnitt setzte jede Tankstelle im Jahre 
1984 2,9 Mill. DM um. Mit einem Umsatz von 1,9 Mill. 
DM je Unternehmen folgte der Einzelhandel mit Fahr­
zeugen. Am kleinsten waren die Unternehmen im Ein­
zelhandel mit Papierwaren. Sie setzten 1984 durch­
schnittlich 645 000 DM um. 

Auch beim Umsatz je Beschäftigten standen die 
Tankstellen an der Spitze aller Einzelhandelszweige. 
Auf jeden Beschäftigten entfielen dort im Durch­
schnitt 620 000 DM. Die Tankstellen lagen damit 
wett über dem Durchschnitt des gesamten Einzelhan­
dels mit 200 000 DM Umsatz je Beschäftigten. Daran 
zeigt sich, daß vorwiegend die großen Tankstellen ih­
ren Schwerpunkt im Absatz von Mineralölerzeugnissen 
behalten haben, während bei den kleinen Tankstellen 
oftmals der Verkauf anderer Waren überwiegt. An 
zweiter Stelle stand der Einzelhandel mit Fahrzeugen. 
ln dieser Gruppe entfielen auf jeden Beschäftigten 
238 000 DM. Den geringsten Umsatz je Beschäftigten 
verzeichnete der Einzelhandel mit Textilien, und zwar 
128 000 DM; das ist auch weniger als im Einzelhandel 
mit Papierwaren, obwohl je Unternehmen der Umsatz 
im Textileinzelhandel deutlich höher war als im Einzel­
handel mit Papierwaren. Der Textileinzelhandel ist also 
wesentlich personalintensiver als der Einzelhandel mit 
Papierwaren. 

Kari-Heinz Komg 

(Subjektförderung). Wer Wohngeld erhält und wieviel, 
regelt das Wohngeldgesetz. Danach erhalten Wohn­
geld nicht nur Mieter von Wohnungen in Form von Miet­
zuschuß, sondern als Lastenzuschuß auch Eigentümer 
von Eigenheimen oder Eigentumswohnungen. 

Damit das Wohngeld nicht unangemessenen Wohn­
komfort fördert, hat der Gesetzgeber Höchstbeträge 
festgesetzt, bis zu denen die Miete oder die Belastung 
für Wohneigentum zuschußfähig sind. Diese Höchst­
grenzen sind stark differenziert, um so Unterschiede 
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ln den Jahren 1960, 1966, 1979 und 1965 wurden Handels­
uno Gastslattenzahlungen durchgefuhrt. Sie sollen BastSinforma· 
honen fiefern Obwohl s~e tn ahren Grundzugen ubere,nst1mmten. 
sandIhre ErgebniSse nur m1t Emschrankungen vergleiChbar So lag 
den Erhebungen von 1979 und 1985 eane aktualisierte Wtrt-

Sttchtag 
d"r Erhebung 30 September Handel 

31 Augusl Gasigewerbe 
1960 

Handel und 
schaftszwe~gsystematik zugrunde Außerdem war dae Erfassungs­
schwelle unterschaedlrch hoch Wahrend 1968 und 1979 Unter­
nehmen mit emem Jahresumsatz unter 12 000 DM n1cht 
erlaßt wurden, lag die Abschneidegrenze 1985 be1 20 000 DM 
in der 60er Zahlung Sind samtliehe Unternehmen erlaßt worden 
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der Altersstruktur der Wohnungen, der Ausstattungen 
mit Heizung und Bad, der Gemeindegröße des Wohn­
ortes sowie der Zahl der Familienmitglieder zu berück­
sichtigen. Innerhalb dieser Miet- und Belastungs­
höchstbeträge begründen die Zahl der Familienmitglie­
der eines Haushaltes und das um bestimmte Beträge 
gekürzte Familieneinkommen Anspruch und Höhe des 
Wohngeldes. Am folgenden Beispiel (Stand 1985) soll 
der vielfältige Einfluß auf die Wohngeldberechnung, 
aber auch der Versuch des Gesetzgebers aufgezeigt 
werden, die individuellen Verhältnisse des Antragstel­
lers bei der Bemessung des Wohngeldes zu berück­
sichtigen: 

Ein Ehepaar mit emem Kind lebt m emer Gernemde mit 
weniger als 100 000 Einwohnern. Ihre Mietwohnung wurde 
1972 bezugsfertig und ist mtt emer Sammelhetzung so· 
wie einem Bad ausgestattet. Auf Grund dteser Daten er­
gibt sich für die Familie ein Höchstbetrag für d1e 
zuschußfähige Miete von 500 DM, die tatsächlich zu zah­
lende Mtete liegt m1t 470 DM darunter. Der Ehemann ver­
dient als Allemverdiener 2 238 DM. Nach Abzug einer 
Werbungskostenpauschale von 47 DM, eines Kinderfrei­
betrages von 50 DM und nach einem pauschalen Abzug 
für Steuern und Soztalversicherungsbelträgen von 30 % 
verbleibt ein wohngeldrelevantes monatliches Familienein­
kommen von 1 499 DM. Mit Hilfe einer Wohngeldtabelle 
läßt sich der Mietzuschuß ablesen. der m diesem Fall 
78 DM beträgt. Ste1gt das bereinigte Einkommen um 
2 o/o auf 1 529 DM, dann smkt der Mietzuschuß um 14 % 
auf 01 DM. 

Damit den anspruchsberechtigten Haushalten ein an­
gemessenes familiengerechtes Wohnen auch auf 
Dauer gesichert werden kann, müssen die Wohngeld­
beträge von Zeit zu Zeit an die Entwicklung der Mie­
ten und Einkommen angepaßt werden. Als einkom­
mensabhängige Leistung sinkt das Wohngeld bei Er­
höhungen des Nominaleinkommens. Mieterhöhungen 
bewirken dagegen Wohngeldsteigerungen, solange die 
zuschußfähigen Höchstbeträge nicht überschritten wer­
den. Allerdings reicht oft das Mehr an Wohngeld nicht 
aus, um Mieterhöhungen aufzufangen, so daß der An­
teil des Einkommens steigt, der für das Wohnen auf­
gewendet werden muß. Gehen die Mieten über die 
zuschußfähigen Höchstbeträge hinaus, müssen die zu­
sätzlichen Wohnkosten voll vom Mieter getragen wer­
den. Ohne periodische Anpassung würden daher 
sowohl die Wohngeldleistungen als auch die Zahl der 
Wohngeldempfänger ständig zurückgehen. D1e da­
durch erforderlichen Novellen zum Wohngeldgesetz si­
chern aber nicht nur die finanzielle Entlastung der 
anspruchsberechtigten Haushalte, sondern korrigieren 
auch Strukturverschiebungen im Empfängerkreis. Da-

bei gibt die gesetzlich angeordnete Wohngeldstatistik 
(§ 35 Wohngeldgesetz) den politisch Verantwortlichen 
wichtige Hinweise, wann und in welcher Richtung die 
Wohngeldförderung geändert werden muß. Das Wahn­
geldgesetz (WoGG) wurde 1971, 1974, 1978, 1981 und 
1986 novelliert. Mit der 6. Novelle vom 1. Januar 1986 
wurden die Gemeindegrößenklassen durch Regionen 
gleichen Mietenniveaus als Bestimmungsfaktor der 
Höchstbeträge für die zuschußfähigen Mieten und Be­
lastungen ersetzt. 

Bevor im weiteren die Ergebnisse der Wohngeldstati-
stik kommentiert werden, ist an dieser Stelle auf die 
1984 geänderte Aufbereitung der Wohngeldstatistik hin­
zuweisen. Bis einschließlich 1983 wurden in der Jah­
resstatistik nur die Wohngeldempfänger erfaßt, deren 
Anträge den Wohngeldberechnungsstellen bis zum Er­
hebungsstichtag 31. 12. abgeschlossen bearbeitet vor- • 
lagen. Wohngeldanträge, die den Berechnungsstellen 
zum Jahresende vorlagen, aber verwaltungsbedingt 
erst nach dem Erhebungsstichtag bewilligt werden 
konnten, blieben statistisch unberücksichtigt. Das 
führte zu einer Untererfassung der Wohngeldempfän-
ger bis zu 15 % und zu einer Unterrepräsentation be­
stimmter Empfängerkreise. Wegen der Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt zum Jahresende sind es zum Bei­
spiel vor allem Arbeitslose, die Anträge auf Wohngeld 
zu einem Zeitpunkt stellen, der eine rückwirkende Ein­
beziehung dieser Personen in die Wohngeldstatistik 
nicht mehr zuließ. 1984 ist das Berichtssystem so ge­
ändert worden, daß die rückwirkenden Bewilligungen 
aus dem ersten Quartal des Folgejahres in die Stati-
stik einbezogen werden, obwohl dadurch größere Zeit­
verzögerungen für die Bereitstellung der Daten 
entstehen. Die wenigen Fälle, die wegen ihrer späten 
Bewilligung weiterhin nicht in die Statistik eingehen, • 
sind für die statitischen Aussagen ohne Bedeutung. 

Am 31. 12. 1985 erhielten in Schleswig-Holstein 94 504 
Haushalte Wohngeld. Das sind 9 % aller Privathaus­
halte und 2 % weniger als im Jahre 1984. ln der Ta­
belle ist d1e Entwicklung der Wohngeldleistungen seit 
lnkrafttreten des Wohngeldgesetzes im Jahre 1965 dar­
gestellt. 

Die Zahl der Wohngeldempfänger stieg seit 1965 bis 
Anfang der 70er Jahre an und erreichte als Folge der 
zweiten Wohngeldnovelle 1974 mit rund 99 700 Fällen 
einen ersten Höchststand. Aufgrund der Einkommens­
und Mietenentwicklung gingen die Empfängerzahlen 
in den Folgejahren wieder zurück. Mit der dritten Wahn­
geldanpassung gelangten im Jahre 1978 in etwa ge­
nauso v1ele Haushalte wie 1974 in die Wohngeld­
förderung. Die Novelle des Wohngeldgesetzes von 
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Wohngeldempfänger und gezahltes Wohngeld 
1965 bis 1985 

Jahr Wohngeld- Veränderung Im Veränderung 
empfänger gegenüber Berichtsjahr gegenüber 

am dem gezahltes dem 
31 . 12. Vorjahr Wohngeld Vorjahr 

in% in Mill. DM in 0/o 

1965 31 049 11 ,9 
1974 99 713 87,1 
1975 96 083 - 3,6 94,9 + 8,9 
1976 92 509 - 3,7 89,7 - 5,4 

1977 85 675 - 7,4 81,4 - 9,3 
1978 99 364 +16,0 105,4 +29,6 
1979 94 219 - 5,2 108,0 + 2,4 
1980 92 938 - 1,4 109,4 + 1,3 

1981 104 796 +12,8 152,5 +39,3 
1982 100 777 - 3,8 161 ,1 + 5,6 
1983 93 744 - 7,0 163,3 + 1,4 
1984 96 457 + 2,9 149,8 - 8,3 
1985 94 504 - 2,0 151.4 + 1 '1 

1981 brachte m1t knapp 105 000 geförderten Haushal­
ten das höchste Ergebnis für Schleswig-Holstein. Da­
nach setzte erneut der Prozeß des Herauswachsens 
aus der Förderung ein. Das Plus von 2,9% gegenüber 
1983 erklärt sich aus der oben beschriebenen Umstel­
lung des Berichtssystems im Jahre 1984. Mit der sech­
sten Novelle, die seit dem 1. 1. 1986 wirksam ist, muß 
wieder mit wachsenden Empfängerzahlen gerechnet 
werden. 

Ähnlich wie die Empfängerzahlen verlief die Entwick­
lung der Wohngeldausgaben, die je zur Hälfte von 
Bund und Ländern getragen werden. Durch die Wahn­
geldanpassungen erreichten die Wohngeldbeträge 
1971, 1974, 1978 und 1985 Spitzenwerte, dazwischen 
gingen die Wohngeldausgaben zurück oder nahmen 
nur mit geringen Raten zu. Zu einer deutlichen Stei­
gerung der Wohngeldleistungen führte die fünfte No­
velle. Gegenüber 1980 wuchs das Förderungsvolumen 
um fast 40 % auf rund 153 Mill. DM an. Die zum 
1. 1. 1981 in Kraft getretene Novelle erhöhte die Ein­
kommensgrenzen, die Höchstbeträge für die zuschuß­
fähigen Wohnkosten sowie die Beträge in den 
Wohngeldtabellen. Indem die Wohngeldbeträge und 
die Miethöchstbeträge für Haushalte mit vier und mehr 
Personen überproportional angehoben wurden, setzte 
der Gesetzgeber verstärkt familienpolitische Akzente. 
Die Maßnahmen der fünften Wohngeldanpassung führ­
ten zu einem deutlich höheren Ausgabenanstieg als bei 
der Verabschiedung der Novelle geplant. Der überplan­
mäßige Ausgabenzuwachs wurde im Rahmen des 
zweiten Haushaltsstrukturgesetzes 1982 und durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 korrigiert, was den Rück-

gang der gezahlten Beträge um über 8 % auf rund 
150 Mill. DM im Jahre 1984 erklärt. 

Wohngeld beanspruchen vorrangig Mieter. Von den 
94 504 Haushalten, die zum 31. 12. 1985 Wohngeld er­
hielten, bezogen 84 001 (89 %) Mietzuschuß und 
10 503 (11 %) Lastenzuschuß. Entsprechend verteilten 
sich die Wohngeldleistungen in Höhe von 151 Mill. DM, 
nämlich zu 87% auf Mieterhaushalte und zu 13% auf 
Eigentümerhaushalte. Daß die Empfänger von Lasten­
zuschüssen relativ stärker gefördert werden, zeigen 
auch die Leistungen je Fall. Das durchschnittlich ge­
zahlte Wohngeld je Haushalt lag im Dezember 1985 bei 
monatlich 123 DM und damit um 1 DM über dem Vor­
jahresergebnis. Die durchschnittliche Förderung an 
Mieter betrug 122 DM, die für Eigentümerhaushalte im­
merhin 136 DM. Die durchschnittliche Wohngeldlei­
stung von 123 DM erhielten längst nicht alle Haushalte . 
Denn mit weniger als 100 DM mußten immerhin 46 % 
der 94 504 Wohngeldempfänger auskommen, 25% er­
hielten zwischen 100 und 150 DM und für ebenfalls 
25 % betrug die Wohngeldleistung 150 bis 300 DM. 
Mehr als 400 DM Wohngeld bekam lediglich 1 % der 
Wohngeldbez1eher. 

Der mittlere Wohngeldzuschuß lag in Schleswig­
Holstein mit 123 DM um 4 DM über dem Bundesdurch­
schnitt. Nur in Bremen (130 DM), Harnburg (126 DM) 
und Nordrhein-Westfalen (124 DM) waren die monatli­
chen Wohngeldleistungen je Haushalt höher als im 
nördlichsten Bundesland. 

Drei Viertel der 94 504 Wohngeldbezieher lebten in 
Gemeinden unter 100 000 Einwohnern. Die Lastenzu­
schußempfänger lebten fast ausschließlich in Gemein­
den dieser Größenklasse. Nur 5 % besaßen ein Haus 
oder eine Eigentumswohnung in Gemeinden und Städ­
ten mit mehr als 100 000 Einwohnern, in denen immer­
hin 28 % der Mietzuschußempfänger wohnten. 

Sozialstruktur und wirtschaftliche Lage der Wohngeld­
empfänger geben Hinweise dafür, ob das Ziel des 
Wohngeldgesetzes erreicht ist, auch einkommens­
schwachen Bevölkerungsschichten ein angemessenes 
Wohnen zu sichern. Entsprechend ihrer Beteiligung am 
Erwerbsleben wird hier zwischen erwerbstätigen, ar­
beitslosen und nichterwerbstätigen Wohngeldempfän­
gern unterschieden. 

Zu den Erwerbstätigen gehören Selbständige, Beamte, 
Angestellte und Arbeiter, zu den Nichterwerbstätigen 
zählen Rentner, Pensionäre, Studenten und sonstige 
Nichterwerbspersonen. Letztere sind Personen, die kei­
nerlei auf Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben oder su-
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chen und nicht Rentner, Pensionäre oder Studenten 
sind. Neben Empfängern von Sozialhilfe sowie Kriegs­
opferfürsorge zählen dazu außerdem alle Personen, die 
von Privaten Unterhalt beziehen. 

Die Zuordnung zum sozialen Status richtet sich nach 
der Angabe zur Einkommensart des Antragstellers, so 
daß z. B. nur arbeitslose Antragsteller, nicht aber 
arbeitslose Familienmitglieder erlaßt werden. Da außer­
dem die Berechnungsstellen aus methodischen Grün­
den arbeitslose Antragsteller den sonstigen Nicht­
erwerbstätigen zugeordnet haben, ist der Anteil 
arbeitsloser Wohngeldempfänger m1t 6 % zu niedrig 
ausgewiesen. Durch die zu Beginn 1986 umgesetzte 
Novaliierung des Wohngeldgesetzes konnte die Un· 
schärfe in der Abgrenzung der Wohngeldempfänger 
nach ihrem sozialen Status beseitigt werden. 

Vor allem Nichterwerbstätige sind auf Wohngeldleistun­
gen angewiesen. 1985 waren von 94 504 Wohngeld· 
empfängern 74 % nicht erwerbstätig, das sind 3 Pro­
zentpunkte mehr als 1981. Der Anteil erwerbstätiger Wohn· 
geldempfängerbetrug 20% und damit 4 Punkte weniger 
als vor vier Jahren. Von den rund 70 000 Nichterwerbstä­
tigen hatten 52 % den Status eines Rentners bzw. Pen­
sionärs. 1981 machte diese Gruppe sogar 78 % aller 
nichterwerbstätigen Wohngeldempfänger aus. 

Unterstützt werden überwiegend kleine Haushalte. 
1985 lebten 51 % der 94 504 Wohngeldbezieher in ei­
nem Einpersonenhaushalt, das sind 5 °k weniger als 
1981. Zusammen mit den Zweipersonenhaushalten er­
höht sich dieser Ante11 auf 68 %. Etwa 88 % dieser 
Wohngeldempfänger waren nicht erwerbstätig. Anders 
sieht es bei den Haushalten mit drei und mehr Perso­
nen aus, wozu 32 % der Bezieher von Wohngeld ge­
hörten. Von diesen Haushalten zählten 45 % zu den 
Nichterwerbstätigen, in 49% der Fälle war der Antrag­
steller erwerbstätig. ln großen Familien, hier Haushalte 
mit sechs und mehr Mitgliedern, lebten 1985 nur 3 % 
der Wohngeldempfänger und damit 1 Prozentpunkt we­
niger als 1981. 

Die Ausstattung der Wohnungen der Wohngeldempfän­
ger hat sich im allgemeinen verbessert. 1985 waren 
85 % der Wohnungen mit Sammelheizung und Bad 
ausgestattet, das sind 4 Prozentpunkte mehr als 1981. 
Gleichzeitig ging der Anteil der Wohnungen, die ent­
weder Sammelheizung oder Bad hatten, von 15 % auf 
13% zurück. Der Anteil Wohnungen ohne Sammelhei­
zung und Bad belief sich 1985 auf 2 % (1981: 3 %). 

ln Altbauwohnungen, das sind Wohnungen, die vor 
1948 fertiggestellt worden sind, lebten 28% der Wohn-

geldbezieher. Die Mehrheit von ihnen (54%) gehörten 
zum Kreis der Einpersonenhaushalte. Die Wohnsitua­
tion in Altbauwohnungen ist weniger gut als die in Neu­
bauwohnungen. 91 % der Wohnungen in Neubauten 
waren mit Sammelheizung und Bad ausgestattet, wäh· 
rend diese Ausstattung nur in 69 % der Altbauwohnun­
gen vorlag. ln den anderen Wohnungen fehlten ent­
weder die Sammelheizung oder das Bad oder sogar 
beides. Über beide Ausstattungsmerkmale verfügten 
dagegen 97 % der Wohnungen, die nach 1972 fertig­
gestellt worden sind. 

Wie groß sind die Wohnungen der Wohngeldemp­
fänger? ln Wohnungen unter 40 qm Wohnfläche leb­
ten im Dezember 1985 22 % der Wohngeldemp­
fänger, 57 % in Wohnungen mit einer Fläche von 
40 bis 80 qm und 21 % in Wohnungen mit über 
80 qm. ln Verbindung mit der Größe der Haushalte 
gewinnen die Angaben über die Wohnfläche an Aus­
sagekraft. So zeigt sich, daß 40 % der Einpersonen­
haushalte in Wohnungen wohnten, die kleiner als 
40 qm sind, während 15 % der alleinstehenden 
Wohngeldempfänger in Wohnungen lebten, die mehr 
als 60 qm aufweisen. Daraus kann man schließen, 
daß viele inzwischen alleinstehende Rentner oder 
Pensionäre ihre auf einen Mehrpersonenhaushalt zu­
geschnittene Wohnung beibehalten und zugleich an­
dere alleinlebende Wohngeldempfänger relativ kleine 
Appartements oder Einzelzimmer bewohnen. Die 
durchschnittliche Wohnfläche betrug für die Wohnun­
gen der Einpersonenhaushalte 43 qm. Damit vergli­
chen smd die räumlichen Wohnverhältnisse in den 
großen Familien enger gestaltet. Zum Beispiel stand 
Haushalten mit fünf Personen mit einer durchschnitt­
lichen Wohnfläche von 87 qm nur doppelt soviel Wohn­
raum zur Verfügung wie einem Einpersonenhaushalt 
Jeder vierte Wohngeldempfänger aus Haushalten mit 
fünf und mehr Personen hatte eine Wohnung mit we­
niger als 80 qm. 

Ausstattung. Baujahr und Größe der Wohnungen be­
stimmen die Höhe der Miete und der Belastung für 
Wohneigentum. Im Sinne des Wohngeldgesetzes ist 
Miete das Entgelt für die Gebrauchsüberlassung von 
Wohnraum einschließlich Vergütungen, Umlagen und 
Zuschlägen, wie zum Beispiel die Kosten für die 
Abwasser- und Müllbeseitigung. Die Belastung für 
Wohneigentum setzt sich aus den Kapitaldienst- und 
den Bewirtschaftungsaufwendungen zusammen. Die 
so definierten Wohnkosten sind für Mietzuschuß· 
empfänger geringer als für Lastenzuschußempfänger. 
Ende 1985 betrug die durchschnittliche Quadratmeter­
miete 6,80 DM, die durchschnittliche Belastung dage­
gen 7,15 DM 
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Ohne Wohngeldleistungen betrugen im Dezember 
1985 die durchschnittlichen Wohnkosten je qm Wohn­
fläche pro Monat für alle Wohngeldbezieher 6,87 ge­
genüber 5,60 DM im Jahre 1981. Mehr als 5 DM hatten 
85% der Wohngeldempfänger zu tragen. 12% bezahl­
ten zwischen 3 und 5 DM und 3% weniger als 3 DM. 
Für Wohnungen, die mit Sammelheizung und Bad aus­
gestattet waren, beliefen sich die durchschnittlichen 
Wohnkosten je qm Wohnfläche auf 7,00 DM gegenüber 
4,32 DM für Wohnungen mit sonstiger Ausstattung. Er­
wartungsgemäß ist das Wohnen in älteren Wohngebäu­
den billiger als in neueren. Im Altbau bezahlten die 
Wohngeldempfänger durchschnittlich 5,96 DM, wäh­
rend die Wohnkosten in Wohnungen, die nach 1978 fer­
tiggestellt worden sind, bei 7,56 DM je qm lagen. 

Deutlicher als durch den Quadratmeterpreis wird die 
finanzielle Belastung des Wohnens durch die monatli­
chen Kosten für die ganze Wohnung bestimmt, denn 
ein hoher Quadratmeterpreis kann durch eine entspre­
chend kleinere Wohnung aufgefangen werden und um­
gekehrt. Ohne Wohngeldleistungen beliefen sich die 
durchschnittlichen Wohnkosten pro Monat für alle 
Wohngeldempfänger auf 414 DM, die damit gegenüber 
1981 um 80 DM gestiegen sind. Mit einer Durch­
schnittsmiete von 375 DM lagen die Wohnkosten der 
Empfänger von Mietzuschuß deutlich unter dem Mittel 
aller Wohngeldempfänger, während die Bezieher von 
Lastenzuschuß mtt durchschiWich 724 DM wesentlich 
höhere Wohnkosten tragen mußten. 

ln beiden Empfängerkreisen streuen die monatlichen 
Wohnkosten weit um die Mittelwerte. Relativ hoch ist 
die Monatsmiete für Einpersonenhaushalte, vor allem 
für die mit niedrigerem Einkommen. Die Einpersonen­
haushalte entrichteten 1985 durchschnittlich 293 DM 
Miete. Diejenigen von ihnen, die nicht mehr als 500 DM 
Einkommen aufwiesen, mußten immerhin 226 DM an 
Miete zahlen . Unter der Durchschnittsmiete von 375 DM 
Jagen neben den Einpersonenhaushalten nur noch die 
Empfänger von Mietzuschuß, die in Zweipersonenhaus­
halten lebten und weniger als 1 000 DM Einkommen 
aufwiesen. Für Vierpersonenhaushalte betrug die 
Durchschnittsmiete 532 DM, für Haushalte mit sechs 
und mehr Personen 609 DM. Vergleichsweise günstig 
fällt die durchschnittliche Wohnkostenbelastung der 
Lastenzuschußempfänger in Einpersonenhaushalten 
aus. Sie entrichteten für den Kapitaldienst 281 DM und 
somit weniger als die Mietzuschußempfänger in Ein­
personenhaushalten. Vermutlich handelt es sich hier 
häufig um Rentner oder Pensionäre in bereits weitge­
hend schuldenfreien Eigenheimen. Unter dem Durch­
schnittswert für alle Lastenzuschußempfänger von 
724 DM lagen auch die Belastungen der Zweiperso-

nenhaushalte (438 DM) und der Dreipersonenhaus­
halte (709 DM) mit Ausnahme derjenigen, die mehr als 
1 500 DM Einkommen hatten. Die durchschnittliche Be­
lastung der Haushalte mit 6 und mehr Personen belief 
sich auf 1 010 DM. 

Schon eingangs wurde darauf hingewiesen, daß die 
Wohnkosten nur bis zu bestimmten Grenzen zuschuß­
fähig sind. 19851ebten 62% der Wohngeldempfänger 
in Wohnungen , deren Wohnkosten über den Höchst­
grenzen lagen. 1981 betrug diese Quote nur 31 %. 
Überdurchschnittlich hoch (72 %) war die Höchstbe­
tragsüberschreitung bei den Lastenzuschußempfän­
gern, die die entsprechende Quote für die Mietzu­
schußempfänger um 12 Prozentpunkte übertrafen. 
Diese Entwicklung bedeutet für die Wohngeldempfän­
ger, daß ein immer größerer Teil der Mietkosten selbst 
getragen werden muß. Mit der Wohngeldgesetznovelle, 
die am 1. 1. 1986 in Kraft getreten ist, wird unter ande­
rem dieser Entwtcklung entgegengewirkt. 

Für die Beschreibung der wirtschaftlichen Lage der 
Wohngeldempfänger wird das Familieneinkommen her­
angezogen, das auch der Wohngeldberechnung zu­
grunde liegt. Wie im vorgestellten Beispiel angedeutet, 
versteht man unter dem Familieneinkommen die 
Gesamteinnahmen der zum Haushalt zählenden Fa­
milienmitglieder. Maßgebend sind grundsätzlich die 
im Bewilligungszeitraum zu erwartenden Einnahmen. 
unter gewissen Voraussetzungen die Einnahmen der 
letzten 12 Monate vor der Antragstellung. Von den Ein­
nahmen sind bestimmte Beträge abzusetzen, nämlich 

- Werbungskosten oder Betriebsausgaben 
(§ 12 WoGG) 

- Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhalts­
verpflichtungen (§ 12a WoGG) 

- Einnahmen zur Verringerung der Miete oder Be­
lastung (§ 13 WoGG) 

- bestimmte steuerfreie Einnahmen, z. B. Hinter­
bliebenen-Grundrenten nach dem Bundesversor­
gungsgesetz (§ 14 WoGG) 

- Familienfreibeträge (§ 15 WoGG) 
- Freibeträge für besondere Personengruppen 

(§ 16 WoGG) 

Von den verbleibenden Einnahmen werden noch alter­
nterende Pauschalabzüge für die Pflichtbeiträge zur 
Kranken- und Rentenversicherung sowie für Steuern 
vom Einkommen vorgenommen (§ 17 WoGG). 

Um zu zeigen, wie stark die Haushalte der Wohngeld­
empfänger durch die Wohnkosten belastet und durch 
das Wohngeld entlastet werden, wird in der Wohngeld-
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Wohngeldempfänger am 31.12.1985 
kumul orle prozentuale Häufigkestsvertellung 
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statistikein .,bereinigtes" Familieneinkommen definiert. 
Gemeint sind damit alle Einnahmen eines Haushaltes 
einschließlich der Beträge nach§ 12 a und§§ 14 • 17 
WoGG. Die Werbungskosten oder Betriebsausgaben 
und die Einnahmen zur Verringerung der Miete oder 
Belastung bleiben weiterhin unberücksichtigt. Das für 
die Wohngeldbewilligung relevante Familieneinkom­
men ist somit grundsätzlich geringer als die bereinig­
ten Einkommen. Durchschnittlich lag 1985 das monat­
liche Familieneinkommen um 35 % unter den bereinig­
ten Einnahmen, bei den Haushalten mit sechs und 
mehr Familienmitgliedern sogar um 44 %. 

Die Grafik zeigt die kumulierte Verteilung der Wahn­
geldempfänger über die Größenklassen des monatli­
chen Familieneinkommens. Zur Charakterisierung 
dieser Häufigkeitsverteilung ist der Zentralwert gewählt. 
Danach hatte der ,,Durchschnittswohngeldempfänger" 
1985 ein anrechenbares Familieneinkommen pro Mo­
nat von n5 DM. Deutlicher wird die Einkommenssitua­
tion durch den Hinweis, daß sich für 71 % der 94 504 
Wohngeldbezieher nicht mehr als 1 000 DM, für 19 % 
nicht mehr als 500 DM und nur für 6 % mehr als 
3 000 DM Einkommen errechnete. Abhängig von der 
Familiengröße variieren die Anteile. Fast alle der 
48 398 Wohngeldbezieher in Einpersonenhaushal­
ten lagen mit ihren Familieneinkommen unter der 
1 000 DM-Grenze, die von 30% der 15 641 Wohngeld· 
empfänger 1n Zweipersonenhaushalten überschritten 

Bereinigte Einnahmen je Monat und Haushalt 
und die Wohnkostenbelastung der Wohngeldempfänger 
1985 nach der Haushaltsgröße 

Haushalte Berei- Wohn kosten- Entlastungs-
mtt ... nigte belastung wirkung 
Familienmitgliedern E1n- vor nach des 

nahmen Gewährung Wohngeldes 
des Wohngeldes 

DM in% von Sp. 1 

1 899 32,5 22,0 10,5 
2 1 227 32,5 22.5 10,0 
3 1 575 31,6 21,7 9,8 

4 2 360 26.4 19,9 6,5 
5 2 812 25,3 18,8 6,5 
6 und mehr 3 321 22,6 14,9 7,6 

Insgesamt 1 404 29,5 20,7 8,8 

wurde. Diese Quote betrug in Dreipersonenhaushalten 
51 % und in Vier- und Mehrpersonenhaushalten 85 %. 

• 
Durchschnittlich verfügten die Wohngeldempfänger 
1985 über 1 404 DM bereinigte Einnahmen, wovon 
Wohnkosten - wie bereits erwähnt - in Höhe von 
414 DM zu tragen waren, was zu einer Belastung der 
bereinigten Einnahmen von 30 % führte. Durch die Ge­
währungvon Wohngeld ging die durchschnittliche mo­
natliche Wohnkostenbelastung der bereinigten Ein­
nahmen auf 21 % zurück, so daß sich em Entlastungs­
grad von 9 Prozentpunktim einstellte. 1981 betrug die 
mittlere Wohnkostenbelastung 24 %, die durch das 
Wohngeld auf 16% gedrückt werden konnte. Die durch­
schnittliche Belastungsquote nach Wohngeld von 21 % 
kennzeichnet nur für einen Teil der geförderten Haus-
halte die tatsächliche Wohnkostensituation. Nach Ge- • 
währungvon Wohngeld ergab sich z. B. für 18% der 
Wohngeldbezieher eine Belastungsquote zwischen 
18 % und 22 %, für 43% der Wohngeldempfänger lag 
sie unter 18 %, und für 39 % belief sie sich auf über 
22%. 

Relativ stark belastet durch die Wohnkosten sind die 
bereinigten Einnahmen der kleinsten und kleinen Haus­
halte. Der Einpersonenhaushalt hatte 1985 eine Wahn­
kostenbelastung von 33 %, die sich durch Wohngeld 
um 11 Prozentpunkte auf 22 % reduz1erte. Das ent­
spricht auch der Belastungsquote der Zwei- und Drei­
personenhaushalte, während Haushalte mit vier und 
mehr Personen nach Gewährung von Wohngeld eine 
Wohnkostenbelastung von 19 % aufwiesen. 

ln allen Haushaltsgrößen ist die Belastungsquote, aber 
auch der Entlastungsgrad durch Wohngeld, im unteren 
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Einnahmebereich am größten. Zum Beispiel errechne­
ten sich für die Einpersonenhaushalte durchschnittlich 
900 DM bereinigte Einnahmen pro Monat, wobei 6 % 
von ihnen nicht einmal mehr als 500 DM aufweisen 
konnten. Die Wohnkostenbelastung dieser Einkom­
mensgruppe betrug 55 % , die sich durch Wohngeld­
gewährung um 31 Punkte auf 24% reduzierte. Das sind 
aber immer noch 2 Prozentpunkte an Belastung mehr 
als die für alle Einpersonenhaushalte und vier Punkte 
mehr als die für die Gesamtheit der Wohngeldemptän­
ger. Der Haushalt mit sechs und mehr Personen hatte 
im Durchschnitt bereinigte Einnahmen in Höhe von 
3 321 DM. ln dieser Haushaltsgröße gehören Haushalte 
mit weniger als 2 000 DM bereinigte Einnahmen zur 
unteren Einkommensgruppe, die 1985 immerhin 11 % 
der Haushalte dieser Größenordnung ausmachte. Für 
diese untere Einkommensgruppe errechnete sich eine 

• Wohngeldkostenbelastung von 31 % , die durch Wohn­
W geldleistung um 19 Punkte auf 12 % zurückging. Die 

Wohngeldgewährung an die untere Einkommens­
gruppe führte zu einer überproportionalen Entlastung, 
so daß nicht nur die Belastungsquote aller Haushalte 
mit sechs und mehr Personen um 3 Punkte, sondern 

• Er/Suterungen 

auch die für alle Wohngeldempfänger um sogar 9 
Punkte unterschritten wurde. 

Der Wunsch, in den eigenen vier Wänden zu leben, er­
höht offensichtlich die Bereitschaft, dafür eine höhere 
Wohnkostenbelastung in Kauf zu nehmen. Die 10 503 
Empfänger von Lastenzuschuß wendeten ohne Wahn­
geldleistungen 32 % ihrer bereinigten Einnahme für die 
Kapitalbedienung auf, durch das Wohngeld ging die Be­
lastungsquote auf 26 % zurück. Ohne Wohngeldlei­
stungen betrug die Mietbelastung der 84 001 Bezieher 
von Mietzuschuß 29 %, nach Gewährung des Wohn­
geldes nur noch 20 %. Der Entlastungseffekt des 
Wohngeldes ist also bei den Wohngeldempfängern, die 
zur Miete wohnen, größer als bei den Lastenzuschuß­
empfängern. Das liegt sicher an der relativ besseren 
Einkommenssituation der Wohnungseigentümer, von 
denen über die Hälfte (54 %} mindestens 2 000 DM 
bereinigte Einnahmen zur Verfügung hatten. während 
sich dieser Anteil bei den Mietzuschußempfängern auf 
nur 14 % belief. Oie mittleren bereinigten Einnahmen 
der Mieter lagen 1985 um fast 1 000 DM unter denen 
der Lastenzuschußempfänger (2 252 DM). 

Foedrich-Karl Warmeck 

0 1e Quelle 1st nur be1 Zahlen vermerkt, d1e nicht aus dem Statistischen Landesamt stammen 

Der Ausdruck ,Kre1se· steht vereinlachend für .Kre1se und kre1sfre1e Städte' 

Differenzen zw1schen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen entstehen durch 
unabl1äng1ge Rundung, allen Rechnungen liegen d1e ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Bet GrOßenklassen bedeutet zum Be1sp el .1·5" . • 1 b1s unter 5", 

Zah en an ( ) haben etngeschränkte Aussagefah1gke t 

p = vorläufige Zahl 
r - bencht1gte Zahl 
s - geschätzte Zahl 
0 .. Durchschnitt 

Ze1chen anstelle von Zahlen tn Tabellen bedeuten 

0 = wen1ger als d1e Hälfte von 1 tn der letzten besetzten 
Stelle, Jedoch mehr als ntchts 

- n1chts vorhanden 
.. Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

I - Zahlenwert n1cht s1cher genug 
X .. Tabellenfach gesperrt, weil Aussage n1cht s1nnvoll 

- Angabe fällt später an 

Stat Monatsh 5-H 12/1966 
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Volkszählung '87 P1i1 Zehn Minuten, die allen helfen. 

Die Fragen der Volkszählung '87 
Te11 VIII: Fragen 0 biS 0 des Wohnungsbogens m1t Gebciudeangaben 

Fur die Wohnungs- und Stadtebaupolitik 1st die Versorgung 
der Bevölkerung mtt Wohnraum das w1chttgste Ziel. Hierzu 
muß Grundlagenwissen über d1e regionalen Besonderhetten 
und uber den Wohnungsbestand nach Gutekritenen vorhanden 
sem. Dte Fragen 2 bts 4 liefern hterfür wtchttge Angaben, 
gerade auch tn Verknupfung mit den anderen Fragen des 
Wohnungsbogens. 

Dte gesonderte Feststellung von Freizeitwohnungen (Wochen­
end-und Fenenwohnungen) in Frage 2 ist notwendig, da Frei­
zettwohnungen weder der Grundversorgung der Bevolkerung 
dtenen noch dem allgemeinen Wohnungsmarkt zur Verfugung 
stehen. Etn Verztcht auf thre besondere Erfassung würde 
wegen threr regtanalen Konzentration, Ihrer besonderen Lage, 
Größe und Ausstattung Aussagen zum Wohnungsmarkt ver­
falschen. Daruber hinaus sind die Ergebnisse zu Frage 2 fur 
speztelle Untersuchungen des Fre1ze1twohnens von großer 
Bedeutung, um z. B. in Fremdenverkehrsgebieten dte Planung 
von Infrastrukturmaßnahmen sachgerecht vornehmen zu kon­
nen. Mit der Frage 3 über d1e Wohndauer in e1ner Wohnung 

I 
0 Ist die Wohnung eine Freizeltwohnung? 

ne1n • )8 

0 Wann Ist der Haushalt ln diese vor 1970 
Wohnung eingezogen ? 1970.1974 

~ 
BrttB dlJS EmrugsJallr für das am !Angsren 

1975-1979 h•or wollnsfldB Hausllahsmrtgll6d angeben 

Ii 1980-1984 

I 
1985 

1986 

1987 

! 0 Sind Innerhalb der Wohnung .. Küche 

f Mshrfache KochniSche 
AntVt'Of19n Bad/Dusche 
mögliCh 

wc 

sollen einerseits Aufschlüsse über dte Wohnmobtlttat der 
Bevölkerung sowte anderersetts Htnwetse zur Flexibtltlät 
der örtlichen Wohnungsmarkte gewonnen werden. Dte 
Gründe. etne andere Wohnung zu beziehen. konnen viel­
zahhg setn So 1st dte Frage nach der Wohndauer tn Ver­
bindung mtt fast allen anderen Fragen des Wohnungs­
bogens und auch mtt Angaben des Personenbogens zu 
sehen. Merkmale wte Alter, Haushaltsgroße und -ZUsam­
mensetzung etnersetts und Große (Fragen 6 und 7), Aus­
stattung (Frage 4) und Kosten der Wohnung (Fragen 9 e 
und 1 0) andererseits. konnen auf Ursachen I ur dte Wohn­
mobilltat htndeuten. Durch dte Analyse der Erhebungs­
ergebmsse. vor allem durch dte Zusammenschau meh-
rerer Merkmale, laßt stch der kunfttge Wohnungsbedarf 
genauer prognostlzteren, Wohnungsbauforderungspro­
gramme lassen sich gezielter aufstellen. 

Frage 4 des Wohnungsbogens dt~nt durch dte Erfassung 
der Ausstattungsmerkmale (Kuche, Kochmsche. Bad/ 
Dusche und WC) der Bestimmung des Wohnstandards. 
ln Verbmdung mtt Frage 5 erhalt man H1nwe1se darauf, 
ob genugend bedarfsgerechte Wohnungen gebaut wur­
den, oder wo eme besondere Forderung nottg 1st. Obwohl 
Wohnungen heute überwiegend mtt Bad/Dusche und WC 
gebaut werden, entsprechen vtele altere Wohnungen 
noch nicht dteser Ouahtat. Ntcht nur der Neubau, sondern 
zunehmend dte Modernis1erung von Wohnungengehoren 
zu den wtchttgsten Förderungsaufgaben von Bund. Lan- • 
dern und Gemetnden. 

Dte Ausstattung emer Wohnung ist zudem etn besttmmen­
des Merkmal fur dte Mtethöhe, und d1es 1st bei Unter­
suchungen der Mtetpretse zu beruckstch!lgen Dte Unter­
schetdung zwtschen Kuche und Kochntsche 1st notwen­
dtg, um die statisttsche Raumzahl - dte Kuche zahlt 1m 
Gegensatz zur Kochntsche als Raum - erm1tteln zu 
können. 

Weiteres Informationsmaterial können Sie anfordern beim 

Statistischen Landesamt Schleswig-Holstein- Stichwort Volkszählung­
Postfach 1141 , 2300 Kiel 1 
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Volkszählung '87 Jr/i1 Zehn Minuten, die allen helfen. 

Die Fragen der Volkszählung '87 
Teil IX: Frage 0 des Wohnungsbogens mit Gebaudeangaben 

Umweltschutz und Energiepolitik bencit1gen dringend aktuelle 
Bezugsdaten, d1e Auskunft über d1e Beheizungsarten und d1e 

Art des verwendeten Brennstoffes geben. ln den letzten Jahren 

muß s1ch, darauf deuten auch die Daten zu Baugenehmigungen 
und -fert1gstellungen h1n, die Bedeutung der verschiedenen 
He1zenerg,etrager fur unseren Wohnungsbestand kraft1g ver­

schoben haben. Auch fur das Mietenniveau 1st die Wärmever­
sorgung als besonderes Ausstattungsmerkmal von Bedeutung. 

- Frage 5 liefert h1erfur d1e entsprechenden Rahmemnforma!lonen. 

I 0 a) Wird die Wohnung Oberwiegend * beheizt mit 
Fern-, Blockheizung 

I a 

I 
Zentralheizung 

Etagenheizung 

Einzel- oder Mehrraumöfen (auch Elektrospeicher) 

b) Welcher Brennatoft, welche 
Warmequelle wird verwendet ? 

Gas 

HeiZöl 

Strom 

Kohle, Holz usw. 

FernwArme 

Sonnenenergie, Warmepumpe 

• Der Gesetzgeber fordert die Modernisierung von Wohnungen 
sow1e Maßnahmen zur E1nsparung von He1zenergie. Um h1er 
Schwerpunkte festzulegen und um f~nanz1elle M1ttel n1cht nach 
dem Zufallspnnz1p zu streuen, sondern gez1elt und konzentnert 
einzusetzen, benötigen Bund, Länder und Gemeinden Basis­
daten uber Qualltat und Zustand des Wohnungsbestandes 
sow1e Insbesondere uber die He1zungssysteme. 

Zu den energiesparenden Maßnahmen rechnen vor 
allem d1e Verminderung des Energieverbrauches be1 
zentralen Heizungsanlagen, der Anschluß zentraler Hei­

zungsanlagen an die Fernwarmeversorgung sow1e d1e 
Gewinnung von Energie durch Warmepumpen und Solar­
anlagen. Der Wohnungsbogen m1t Gebaudeangaben he ­

fert hierzu grundlegende Informationen fur das magliehe 
FörderungspotentiaL Neben dem ErgebniS der Frage 
nach der Energieversorgung ergeben SICh 1n Kombinat1on 
m1t den Antworten zu Große (Frage 7). Ausstattung 

(Frage 4) und Baujahr des Gebciudes (Frage 3 der Ge­
bäudeangaben) wesentliche BasJSJnformat,onen, um 
Koterien für mögliche Förderungsmaßnahmen auswah­
len zu können. 

Fur regionale Energiekonzepte wie d1e Fernwarmever­
sorgung werden diese Daten 1n kle1nraumhcher Gliede­
rung benöt1gt. Gerade für die lnveslihonen vor Ort müssen 

Verwirklichung und Erfolgsaussichten entsprechender 
PrOJekte zutreffend beurteilt werden kennen. Durch d1e 
Ergebnisse der Frage nach Heizungsarten und verwen­
deter Brennstoffe bei der Gebaude- und Wohnungszah­
lung lassen s1ch Informalionen uber das bestehende 
Energ1eversorgungsn1veau und -system bereitstellen. 

Aufschlüsse über Umweltbelastung durch die pnvaten 
Haushalte lassen sich so auch gemeindetief gewinnen, 

und Energiebedarfsuntersuchungen können reg1onal dif­
ferenziert werden. 

Weiteres Informationsmaterial können Sie anfordern beim 

Statistischen Landesamt Schleswig-Holstein - Stichwort Volkszählung -
Postfach 1141 , 2300 Kiel 1 

- 239-
Sial 1Aon81Sh S.H 12/1988 



Volkszählung '87 /71ii Zehn Minuten, die allen helfen. 

Die Fragen der Volkszählung '8 7 
Teil X: Fragen 8 bis GI) des Wohnungsbogens mit Gebäudeangaben 

Eine sachgerechte Wohnungsbaupolitik benöt1gt Angaben zur 
Qualität der Wohnraumversorgung. Ausgehend von der Raum­
zahl oder der Größe der Wohnungen (Fragen 6 und 7), läßt 

sich tn Verbindung mit Angaben zum Personenbogen aufzeigen, 
w1e die Wohnungen belegt stnd und w1ev1el Räche/Raum den 
Haushalten und ihren Personen durchschnittlich zur Verfügung 

stehen. Untervermietete und gewerblich genutzte Räume wer 
den gesondert erfragt. weil s1e nicht zum Wohnraum des Ver­
mieters bzw. überhaupt ntcht zum Wohnraum gehören. Bet der 

Beurteilung der Mietenhöhe einzelner Haushaltstypen ist die 
Miete je Quadratmeter Wohnfläche (Frage 7 und 9) eine not-

wendige MaßzahL 

8 Wie viele Rlume «Mr Wohnung haben * mlndeltene 8 Qutldretmet.r? 
1 • ... . 7 • . 

(ohM KiJciiB, Bild, WO, FIIJI') 2• 5. . 8· . 
c 

I 
3 . II • . 9 • --Fells dlvon Rlume untervermietet ocMI' 

e-wetbllch genutzt lind : 

I 1) Anzahl der untiiiV9t'ITiieteten RAume 1 • 2• . 3 • -
I 

b) Anzahl der gewerblich genutzten RAume 1 • . 2 • . 3• ·-0 Wll grollllt die Fliehe volle Cluadl"'lmeter * der geamtln Wohnung? 
(~ KOCfle, Bai, WO. Flur,~ LJ undlhnllcl.--~odM 
gtltllflfblich (/WIUtZlfl< Rlumll ;, der WOfltlt.lng/ 

I 0 llt die Wohnung mit Mitteln dH nein ·• * IOZIIIen Wohnungabliu. Qef6rdlrt? ja. 

f) Wie ho<:h 11t die Monmmlete? 
volle DM ZUr Miete rechnen ai/Cit difl f7IOMI/Icll autzu. 

~ &trlflti ltlr w-. Kllnii/Jttallon, 

I 
Stra6enre/nl(lllng, MOIIIIbluhl; Tffi(JIJIKlllllu. 
~. Schcltmt&lnrelnigun(l. 
Nicht Zllt' Miste rac/lnwJ Um/tlgtltlltlr Zflmrrll. 
Mizung, Wwmw~~ 
Unr.tm~ fOr 

0 a) HancMit • lieh um eine DleMt·, nein • c 
X Wertcewohnung, Berut. ocMI' ja• 

I 
OllchlbmletWohnung 1 

b) 11t die Wohnung vom ::c::mer nein • . 
verblll~, koetlnloe Obfn oderIet ja• die Mle wegen finanzieller Vol1elltun-
gen (z. 8. MitlterrlsrlehtNI} ennllllgt ? 

Für wohnungspolitische Maßnahmen stehen Bund, 
Ländern und Gerneinden nur knappe Mittel zur Verfü­
gung. Diese sollen auch deshalb ganz gezielt auf der 
Grundlage eines bestimmten Förderrahmens eingesetzt 
und ntcht ziellos verteilt werden. Es liegen aber, was tn 

der breiten Öffentlichkelt unbekannt ist, noch nicht etnmal 
Zahlen über d1e bisher geförderten Wohnungen vor. Des­

halb soll über Frage 8 eine Bestandsaufnahme für künf­
tige staatliche Entscheidungen auf diesem Gebtet vor­

genommen werden. 

Die Höhe der Monatsmiete (Frage 9) ist wichtig für die 

Festlegung der Mietobergrenzen bei öffentlich geförder­
ten Wohnungen und liefert Vergleichsdaten zur Mieten­
höhe bei einzelnen Haushaltstypen. Informationen zur 

Miethöhe und ihre Verbindung zu Angaben über Aus­
stattung, Größe und Alter von Wohnungen liefern Grund­
lagen zur Einschätzung der Mietentwicklung auf den Miet­
wohnungsmärkten. Damit soll das Mietpretsgefuge im 

nicht preisgebundenen Wohnungsbestand transparent 
gemacht werden. Die Miethöhe dient zudem neben 
anderen Daten zur allgemeinen Beurteilung der Auswtr­

kungen von Wohngeldzahlungen. 

Bel der Auswertung der Mietangaben müssen Sonder­
fälle ausgegrenzt werden. Ermäßigte Mieten (zum Bel­
spiel wegen finanzieller Vorleistung des Mieters in Form 
eines Mieterdarlehens) oder kostenlos abgegebene 

Wohnungen (Frage 1 0) setzen die Vergleichbarkeit eben­
so herab wie Mieten. die für Dienst-, Werks-. Berufs- oder 
Geschäftsmietwohnungen gezahlt werden. D1e Erhebung 

dieser Merkmale soll sicherstellen, daß nur objektiv ver­
gleichbare Mietangaben zusammengelaßt und ausge­

wertet werden. 

Weiteres Informationsmaterial können Sie anfordern beim 

Statistischen Landesamt Schleswig-Holstein- Stichwort Volkszählung­
Postfach 1141 , 2300 Kiel 1 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCH LESWIG-HOLSTEIN 
38. Jah1"11ang Heft 12 ~zetlber 1986 

SCHLESIIIG-HOLSTE IN IM ZAHLENSPIEGEL 

MONATS- UNO VIERTEWAHRESZAHLEN 

1984 1985 19es 

Monats-
A~9· Sept. Ollt. 

durchschnitt 
Juli Aug. Sept. Oltt. 

BEVOLKERUNG UND ERIIERBSTATIGilEIT 

*BEVOI..KERUN .. AM MCN'-TSENJE 1 000 2 615 2 614 2 616 2 615 2 615 

NATCJRLICHE BEVOI..KERUIIGSBEwtGUNG 

•Eneschl IeSungen Anzahl I 254 I 254 1 967 1 362 I 107 1 367 . je I 000 Einw. und 1 Jahr 5,8 5,8 8,9 6,3 5,0 6,2 

* lebendgeborene Anzahl 1 913 1 925 2 Oll 2 050 I 952 2 231 . je I 000 Einw. und 1 Jahr 8,8 8,8 9,1 9,5 8,8 10,1 

•Gestorbene (ohne Totgeborene) Anzahl 2 565 2 611 2 417 2 487 2 478 2 482 . je I 000 Etnw. und 1 Jahr 11,8 12,0 10,9 11,6 11,2 11,2 • dirunter t• ersten Lebensjahr Anzaltl IB 16 23 13 10 16 
je I 000 lebendgeborene 9,4 8,3 11,4 6,3 5,1 7,2 

•{iberschutl der Geborenen ( +) oder Gestorbenen (- l Anzahl 652 686 404 437 526 251 

je 1 000 Ei nw. und 1 Jahr 3,0 3,1 1,8 2,0 2,4 1,1 

W-N!)(RIJNGE N 

•Ober die La~desgrenze Zugezogene Anzahl 5 582 5 461 6 376 5 568 6 770 

*Uber dh! Landugrenze Fortgezogene Anlilhl 5 164 4 746 4 970 6 247 5 975 

*Wandcrungsgewi nn ( + l oder -verl u't (-) Anzahl + 418 + 715 + I 406. 679 + 795 

•Innerhalb des Landes Lngezogenel Anzahl 10 213 10 057 10 794 11 311 12 069 

Wanderungs fällt Anzahl 20 958 20 265 22 140 23 126 24 814 

ARBEITSLAGE 

•Arbeitslose (Honatsendel 1 000 109 118 111 109 111 108 lOS 101 102 

darunter *K.inner 1 000 64 69 62 61 62 59 57 56 56 

Kurzarbeiter (Monatsllfttel 1 000 13,7 11,8 2,6 4,1 5,3 2,8 3,3 7,0 10,0 

darunter lW nner 1 000 12,0 10,3 2,1 3,3 4,4 2,4 2,9 5,8 8,4 

Offene Stellen (Monatsende) I 000 2,7 2,9 2,8 2,6 2,6 4,6 4, 7 4,6 4,1 

WOll I RTSCIIAfT 

YIEH8ESTAN!l 
*Rtndvleh (etnschlteßlfch Klllber) 1 000 1 6271 1 5921 

darunter *MtlchtDhe 
(ohne ~n- und Huttertuhel I 000 5451 526a 

•Schweine 1 000 I 7671 1 7431 1 840 768 

darunter •zuchtsauen 1 000 19la 193a 194 190 

darunter •trachtl g 1 000 130a 129• 131 131 

SC~LAC~TUHGI:N2) 
•Rinder (ohne Kälber) 1 000 St. 45 45 39 59 81 41 43 11 82 

'*Kilber 1 000 St. I I 1 I 1 1 1 I 1 

•sch,.cfne 1 000 St. 240 232 221 238 247 218 212 236 246 

darunter •Haunchhchtu~gen 1 000 St. 4b 3C 2 2 3 2 2 2 3 

*SCHLACHTH[NC!IIJ) AUS G(WER8LICHEH SCHLACHTUNGEN2) 
(ohne Cefl Ugel l 1 000 t 31,7 31,8 29,4 37,2 44,5 29,6 30,1 41,2 44,8 

darunter *Rinder (ohne Klllberl 1 000 t 12,4 12,7 11,2 17,6 24,1 11,9 12,7 21,8 24,3 

•Ulber 1000t 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

*Schweine 1000t 19,1 18,7 17.7 19,3 20,1 17,5 17,1 19,1 20,2 

DURCHSCH!IITTliCHES SCHLACHTGEWICHT fur2 l 

Rinder (ohne Klilberl kg 281 286 289 301 300 292 296 307 302 

Kilber kg 108 115 121 122 118 114 115 116 121 

Sch>i~l ne kg 81 82 81 82 82 81 81 82 83 

GEFLI;&EL 
Eingelegte 8ruteler4l *filr Legehennenküken 1 000 152 151 

fur lllsthDhnerkuken 1 000 850 2 

*Gefl U9el fl eisch5 l I 000 kg 832 274 

*MILCHERZEUGUNG 1 000 t 223 217 201 183 192 229 204 p 185 p 197 

darunter •an Molkereien und Handler geliefert ' 96 96 96 94 94 p 98 97 p 94 p 94 

*1111chlelstung je Kuh und Tlg kg 13,1 13,3 12,1 11,4 11,5 p 14,0 p 12,5 p 11,7 p 12,1 

*) Diese Positionen wrden von allen Statistischen Landesilllitern I• 'Zahlenspfegel' ~eröffentllcht 
I l ohne Innerhalb der Geoleinde U!lgezogene 2) Bis ~zKber 1984 lnhndttere, ab Januar 1985 ln- und Auslandtiere 3) el nschl teOl ich Schlachtfette, 

jedoch ohne lnnereten 4) in Betrieben •lt eine~~ rassungsvei"'IIgen von l 000 und ~~ehr Eiern 5) aus Schlachtungen Inlandischen Genugcis ln Schlach-

tereten •lt einer Schlachtkapazität von 2 000 und •hr Tieren f• Monat 
a) Oezellber bl Winterhalbjahr 1984/85 • 5 cl Winterhalbjahr 1985/86 • 4 



NOCH: MOIIATS- UHD VIERTEWAHRESZAHLEN 

PRODUZIERENDES liEVERBE 

VERAASE !TENDES GI:WtRBE 1) 

*BeKhaftlgte (elnKhlltßllch tatlger Inhaber) I 000 
daruntH *Arbeiter und gewerblIch Auszubildende 1 000 

•LohnsUI!Ille 

*Geh.ll tssunme 

Auftragseingang ausgewlhl ter 1/frtschaftsz~fge 
ai/1 dem Inland 
IUS del AuSl&lld 

•IJIIsatz (ohne Uasatzsteuer) 
Inlandsumsatz 

•Auslands .. satz 

*Kohleverbrauch2l 

•Gasverbrauch3) 
*Stadt· und Kokereigas 
*Erd- und Erdölgas 

*Hel zlllverbrauch4 l 
*leichtes Heizöl 
•sc~~weres Heizöl 

*StromverbrauchS I 

•Strc:!lerzeu!JUng (I ndustrt e 11 e Eigenerzeugung) 

*Index der NettoproduUion fur Setriebe 
Ia produzierenden Gewerbe 6) 

•lleschift1gte Ieinschi ie011ch Utlger lnha~erl 

*Se leistete Arbe! tsstunden 
darunter fur 
*llohnungs~uten 
• rbl I ehe und Industrielle Beuten 
*Verkehrs• und 6ffentl I ehe Bauten 

*Lohns 

*Geh.lltss 

*Baugeverbl lcner ll!l 

Auftragselngang8l 

AUSSAUG IIERBE9 l 

Besch&ft I g tc 

lohnt> Uasatzsteuerl 

l eh tete Arbeitsstunden 

lohn- ~nd CchaltssUIII!Ie 

A uge~rbl I eher I.Qsetz (o~ne utzsteuer) 

0FTE/\TLICHE EII<RGIEVERSORGtJN.10) 

•strOCIIC!rzeugung (brutto) 

•StrOIIVerbrauc h (elnschl leBlieh Verluste, 
ohne Pulllpstrom'erbrauch J 

•Gaserzeugung (brutto) 

IWIOWERK 

HA~'DIIERK (Me3zahlen)ll l 

*Bcschlftfgte (elnKhließlich utlger Inhaber) 

1 000 

Mfll. 1Jr.1 

Mlll. 014 

Mfll. 11M 
11111. 014 
Mfll. 014 

Mtll. 11M 
11111. 014 
Mfll. 014 

I 000 t SKI 

Mlll. at 
Mfll, 111 

Mlll. •' 

I 000 t 
1 000 t 
I 000 t 

Mfll. kW~ 

Mfll. kW~ 

1980 ; 100 

1 000 

1 000 
1 000 
1 000 

Mtll. DM 

Kfll. 11M 

14111. DM 

14111. 014 

Anzahl 

1 000 

11111. 11M 

Mfll. 014 

MI 11. i.WII 

Kill. kWh 

Mlll. 11' 

•m Ende du VIerteljahres 30.9.1976 ; 100 

*UmSitz lohnl' I.Qsatzsteu~r) VJ. -0 1976 ; 100 

1984 1955 

Monlti­
durc~schnltt 

165 
lll 

16 139 

306,1 

207' 1 

I 647 
1 143 

503 

3 020 
2 346 

674 

19 

39,5 

79 
9 

70 

236 

24 

103,6 

47 249 

5 156 

2 155 
1 119 
1 749 

108,4 

19,7 

364,1 

209,2 

8 083 

970 

20,1 

59,2 

1 842 

861 

101,8 

135,0 

166 
114 

15 970 

319,1 

216,4 

1 133 
1 ISS 

578 

3 046 
2 390 

656 

17 

38,6 

72 
8 

63 

240 

25 

104,7 

41 345 

4 231 

1 606 
946 

1 581 

86,2 

18,3 

319,2 

196,4 

7 486 

880 

18,5 

55,1 

1 732 

891 

97' 7 

130,9 

168 
116 

15 183 

329,0 

208,9 

1 482 
1 004 

478 

2 888 
2 219 

669 

222 

24 

96,8 

43 265 

5 224 

I 876 
1 !59 
2 C61 

104,6 

18,3 

380,0 

184,0 

7 709 

909 

19,3 

53,4 

1 598 

754 

1995 

Sept. 

168 
116 

16 475 

311,3 

206,9 

I 780 
I 141 

639 

3 209 
2 509 

700 

233 

23 

108,9 

43 141 

5 448 

2 045 
1 147 
2 112 

104,3 

18,0 

413,7 

244,1 

7 774 

944 

18,9 

55,6 

I 7313 

821 

3.Yj.85 

101,0 

140,9 

Ott. 

168 
116 

17 722 

328,9 

205,3 

I 841 
1 221 

619 

3 365 
2 733 

632 

256 

26 

109,8 

42 388 

5758 

2 HO 
1 209 
2 279 

110,8 

17.7 

421,6 

205,6 

7 551 

992 

19,1 

65,0 

1 899 

891 

Julf 

168 
116 

14 636 

347,7 

226,8 

1 419 
I 005 

414 

2 926 
2 282 

644 

228 

24 

87,6 

41 545 

5 142 

I 810 
1 134 
2 039 

105,9 

18,1 

419,7 

218,2 

7 085 

850 

19,4 

52,8 

517 

749 

1986 

Aug. 

169 
116 

15 316 

330,1 

219,7 

1 702 
I 237 

465 

2 798 
2 222 

577 

238 

25 

42 OS6 

s 156 

1 883 
I 063 
2 054 

98,8 

17,4 

397,0 

216,6 

7 222 

852 

18,0 

50,2 

Sept. 

169 
116 

16 573 

324,7 

217,3 

1 712 
1 171 

541 

3 436 
2 563 

874 

247 

20 

41 973 

5 510 

2 003 
I 062 
2 254 

102,9 

17,4 

794,51 

264,4 

7 367 

949 

18,7 

61,3 

3. Vj .86 

101,0 

144,7 

OH. 

168 
115 

17 309 

334,1 

216,6 

2 159 
1 204 

956 

3189 
2 590 

599 

266 

33 

*) Dle1e Positionen werden von allen Statistischen La~deslmtern Im 'lahlensplegel' veröffentlicht 
I) Betriebe 111it Im •llgemctnen 20 und ooehr Beschaftigten. Zur Moothode steht Statistischen Bericht E I 1 2) 1 t Steinkohle; 1 t SKE • Stein~ohle-
Einhelt (29 308 MJ) 3) 1 000 •' Gas !Ho; 35,169 MJ/a'l ;; 1,2 t SKE 4) 1 t Heizöl, leicht; 1,46 t $([, Kh~r; 1,40 t SkE 5) 1 000 kWII Stra. 
; 0,123 t SKE 6) ohne Ausbaugewerbe, Gas-. Ferrr .. 3noe- uod Wasserversorguog 7) Zur Methode siehe Statistischen BerichtE II 1 8l Nur Betriebe von 
Unterneillien 111t 20 und mehr Beschaftlgten 9) Zur Methode stehe Statistischen BerichtE 111 1 
a) Ourch Cl'Oßauftrag beelnflußt 10) ();elle: Der 1/trtsch.lrtslllntste' des Landes Schleswlg-Holsteln 11) ohne handwerkliche llebenbdrlebe 



NOCH: MONATS- UND VIERTEWAHRESZAHLEN 

1984 1985 1985 1986 

Monats- Aug. 
durchschnitt 

Sept. Dtt. Julf Aug. Sept. Ott. 

SAIITATIGKEIT 

BAUGl:NEhlllGUNGEN 
*llohngeboiude (Errichtung neuer Geb!ude) Anzahl 503 459 463 438 450 627 503 688 566 

darunter 111 t 
*1 Wohnung Anzahl 385 384 4D1 360 384 543 457 624 502 

•2 Wohnungen Anzahl 73 SI 46 55 43 n 33 49 49 

*RaUM! nhal t 1 000 "' 458 346 314 323 313 422 320 494 389 

•wohnnache 1 000 m• 83 63 58 62 59 75 58 90 73 

*NichtwoMgebaude (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl 122 114 138 134 135 119 89 131 131 

*RaUIIIinhal t 1 000 •• 408 424 438 359 456 455 316 554 588 

·~utzfUche 1 000 •• 71 72 73 63 74 75 56 76 90 

*Wohnungen i nsgesa11t ( a 11 e SA..aOnat.en) Anzahl 1 075 786 648 775 756 818 601 044 997 

HANOEL UND CiASTGEVERBE 

-AUSFUHR 
*Ausfuhr lnsgesaoat Mlll. lJI 840,1 836,1 760,5 831,1 829,1 700,1 764,0 790,1 

davon Güter der 
-Ernlhrungswl rtscha ft Mlll. lJI 129,6 129,8 104,5 135,7 156,0 128,2 128,3 122,6 

•gewerblichen Wl rtschaft Mlll • lJI 710,5 706,3 655,1 695,4 673,2 571,8 635,6 6ö7 ,s 
davon 

*Rohstoffe M111. lJI 18,4 17,3 8,9 16,9 20,5 12,3 11,6 12,6 

*Halbwaren Mfll. DM 71,0 69,0 63,5 66,0 57,3 37 ,s 39,3 45 ,0 

*Fertl gwaren Hili. lJI 621 ,1 620,0 583,6. 612,5 595,4 522,0 584,7 609,9 

davon 
*Vorerzeugnl sse Mlll. lJI 85,4 94,9 82,9 92,3 91,5 76,0 81,8 86,7 

*Enderzeugnl sse Mlll. lJI 535,7 525,2 500,7 520,2 503,9 446,0 502,9 523,2 

nach aus9ewlhl ten Verbrauchslandern 

*EG-länder M111. DM 346,5 386,5 309,2 434 , 5 431,4 353,0 383,7 386,0 

darunter NIederlande M111. DM 70,8 87,5 63,9 105,5 106,2 63,6 86,0 58,5 

Dänsark Mlll. lJI 73,6 78,2 76 , 5 82,8 85,7 52,2 66,3 75,1 

Frtnkreich Mlll. lJI 62,6 68,9 48,3 79,3 68 ,0 59,2 54,5 67,8 

Vereinigtes Kbnlgrelcll Hill. lJI 55,7 60,8 44,5 69,5 75,2 61,1 61,0 59,3 

*E IHZELHANIIELSIMSA TZE (Meßzahl) 1980 • 100 109,9 111,5 114,4 103,9 112,6 r 119,1 r 112,7 109,5 

*CiASTGr\IU8EIJ4SATZE (Meßnhl) 1980 • 100 106,5 107.5 157, 6 120,9 101,0 r 152,1 r 162,0 126,7 

f'REMOl:NVEJIKEHl! IN BEHERBERGUNGSSTATTEN 
MIT 9 U~D MEHR GASTI:BETIEN (elnschl. Jugendherbergen) 

•Ankunfte 1 000 236 245 436 324 248 p 477 p 441 p 337 

- dtrunter •von Auslandsgästen 1 000 23 27 43 31 25 p 74 p 47 p 30 

*Ubernachtung~n 1 000 1 361 1 360 3 274 1 819 1 054 p 3 266 p 3 402 p 1 953 

darunter *von Auslandsgästen 1 000 42 49 79 57 53 p 126 p 85 p 57 

VERKEHR 

SEESCHIF'fAHl!T1) 

Guterelllpfang 1000t 1 205 1 263 1 319 1 423 1 469 

Guterversand 1 000 t 669 739 802 729 812 

B1~~tNSGtflFFAHRT 

*Gutereapfang 1 000 t 140 128 138 144 142 122 105 137 154 

•Guterversand 1 000 t 153 142 187 159 168 196 188 162 170 

*ZULASSII~GEN FABRIKNEUER KRAFTFAHRZE~E Anzahl 8 855 8 604 7 050 7 645 9 266 10 023 8 493 

darunter Kra ftrlder 
(efnsch11eßlich Motorroller) Anzahl 342 261 164 87 49 253 107 

*Personenkraftwagen 2) Anzahl 7 894 7 732 6 290 6 955 8 606 9 090 7 827 

"'.astk ra ft .. agen 
(elnschlleOlich alt Spezlalaufbau) Anzahl 384 351 323 333 363 365 319 

STRASSENV(RKEHRSUNF'Al.LE 
•unf.ille alt Personenschaden Anzahl 1 472 1 356 1 688 1 628 1 419 1 719 1 850 p 1 550 p 1 567 

•Getötete Personen Anzahl 37 31 39 32 33 20 42 p 30 p 27 

•Verl etzte Personen Anzahl 1 876 1 726 2 148 2 000 1 825 2 264 2 376 p I 933 p 2 019 

*) Diese Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern 111 "Zahlenspiegel" nröffentlfcht 
1) ohne E1?envewlchte der als VerkehrSlifttel f• Flhrverkehr transpOrtierten Eisenbahn- und Straßenfahrzeuge 
2) elnschl eO ich KOIIblnatfonskraftwagen 



NOCH: IOIATS- UNO VIERTELJAHRESZAII.EN 

1984 1985 1985 1986 

Monats-
durchsch.ofttll Aug. Sept. Oltt. Jul fl Aug •• Sept.• (ltt.• 

CELO UIID KREDIT 

«REDITE UNO EINLAG[N2) 

·~redlt~ll an Nichtbanken 1nsgesa•t 
(Stand 1111 Jahres- bzw. Monatsendei Mlll. IJ4 68 298 10 816 69 093 

dirunter 
69 883 70 112 73 084 72 902 73 178 

"11:redlte 31 an Inländische Nichtbanken Hlll. "' 66 472 69 135 67 388 68 176 68 456 71 556 7l 352 71 684 
•kurzfristige Kredite (bis zu 1 Jahr) 14111. tJol 9 729 9 817 9 698 10 004 9 912 10 178 9 884 9 897 

•an Unternetmen und PrIvatpersonen 14111. "' 9 466 9 594 9 538 9 845 9 722 9 816 9 632 9 688 
•tn offentliehe Haushalte 14111. "' 264 223 160 158 2.50 362 253 2.08 

••lttelfrfstlge Kredite (1 bis 4 Jahre) Mlll. Oll 6 961 6 082 6 213 6 103 6 057 5 603 5 565 s 570 
*•n UnternehiiiCn und Privatpersonen Mlll. IJ4 5 190 4 587 4 734 4 613 4 653 4 378 4 371 4 274 
*tn öffentl I ehe Haus.hal te Hlll. IJ4 I 770 1 495 I 480 1 431 1 404 1 169 1 194 1 296 

•hngfrlsttge Kredite (.ehr 1ls 4 Jahre) Hlll. IJ4 49 782 53 236 51 476 52 069 52 427 55 830 55 90! 56 217 
•an Unternell<len und Privatpersonen Htll. tJol 37 401 39 954 38 805 39 088 39 410 4l 997 42 143 42 450 
••n offentl lche lllusnal te Mlll. IJ4 12 381 13 282 12 671 12 982 13 017 13 833 13 759 13 767 

*Einhgen und aufgen00111ene Kredl te3l von Nichtbanken 
!SUnd 1111 J1hres- bzw. K.lnatsende) Mlll. IJ4 42 502 45 182 43 765 43 726 44 222 47 916 48 628 48 666 

*Sichtelnlagen und Te.-.lngelder Hlll. IJ4 26 271 28 203 27 613 21 517 21 970 29 866 30 453 30 447 
•von Unterneillien und Prfv1tpersonen Mlll. IJ4 19 983 21 686 21 065 21 124 21 444 23 257 23 722 23 820 
•von 6ffentl Iehen Haushalten Mlll. I.M 6 288 6 518 6 547 6 393 6 526 6 609 6 731 6 627 e *Spareinlagen 14111. "' 16 231 16 978 16 152 16 209 16 252 18 050 18 175 18 218 
*bel Sptrknsen (Spareinlagen, Sparbriefe, 

Nalllfnsschul d~ersc hrelbungen J Mlll. tJol 12 174 12 894 12 363 12 389 12 423 13 153 13 225 

*Gutschrl ften •uf Sparkonten 
(efnschl teOllch Zinsgutschriften I Mltl. IJ4 990 I 039 990 825 990 1 138 895 842 

*Lutschrlften 1uf Sparkonten Hlll. IJ4 946 980 879 768 947 1 124 770 799 

ZAHLUNGSSCHW IER ICKE I TEH 

*Konkurse (eröffnete und .. ngels Muse lbgelehnte) Anzahl 64 73 82 104 53 52 73 95 63 

*Vergl elchsverfahren Anza~l 0,2 0,3 

•wechselproteste (ohne die bel der Post) Anzahl 352 330 306 274 302 316 280 312 
•Wecttnl~ Mll1. DM 2,5 2,6 2,2 2,0 1,8 1, 7 1,8 2,7 

STEUERJI 

STEOCRAIEkllltttN N~CH DER STEUERART 
Vlerteljallres-

durchsehnt tt 3.Vj.85 3.VJ,86 

*G8elnscha ftss teuern Mfll. IJ4 2 311,3 2 408,5 2 325,6 2 671,9 
•steuern v0111 EIAAOIII:!tn 14111. "' 1 644,7 I 748,4 1 694,6 1 961,9 

*Lohnsteuer 41 Mlll • IJ4 1 210,6 I 296,5 1 294,3 1 332,4 
•veranlagte EI nkOIIIM'nsteuer Hfll. "' 231,4 244,6 240,7 348,2 
*nlchtveranlagte Steuern ~0111 Ertrag Hlll. IJ4 22.1 26,8 36,2 33,7 
*Korpersc n•ftsteucr 4) Hili. IJ4 180,6 180,5 123,4 247,5 

*Steuern VOll IJalsa tz Hlll. tJol 666,5 660,1 631,0 710,0 -*U.sa tzs teuer Mfll • IJ4 396,2 366,4 351,4 430,0 
•r In fuhrlll!lsatn teuer Mlll. 1)4 270,3 293,7 279,6 280,0 

*Bunden teuern Hfll. IJ4 130,8 130,8 105,9 104,5 
•Zölle Mlll. llM 0,0 0,0 0,0 0,0 
•verbrtuchs teuern (ohne B f ersteuer) Mlll. IJ4 118,4 116,6 97,4 94,9 

*Landess teuern Hlll. IJ4 164,7 165,9 163,4 185,6 
• YentOgensteuer Mlll. IJ4 27,6 26,3 25,3 26,2 
*Kraftfahrzeugs teuer 14111. "' 71,9 76,1 75,0 93,6 
•BI ersteuer Mfll. IJ4 6,2 6,4 7,5 8,7 

"lieelef ndes tl!llern 14111. "' 267,5 274,9 291,1 327,6 
•Grundsteuer A Hfll. IJ4 7,5 1,1 8,0 a,o 
*Grundsteuer 8 Mill . IJ4 61,0 63,7 79,4 82,0 
*Ce werbesteuer 

nach Ertrag und kapital (brutto) Mill. tJol 189,8 194,D 193,3 226,2 

STEUERVUTEILU~~ AIS DIE GEBIE'TSKÖRPERSCHAFTEN 

*Steueret nn1t.en des Bundes Ml11. IM 1 2ll,5 1 247,5 I 179,0 I 3-41,5 
*An tel 1 an den Steuern v0111 Ei nkoonen l4111. tJol 628,8 667,9 643,3 760,2 
•Anteil 1n den Steuern v0111 Ulllsatz Mlll. IJ4 436,6 432,4 413,3 461,6 
*Anteil an der Cewerbesteuerumlage 14111. IM 15,3 16,4 16,6 15,2 

•steueret nnahlatn des Landes 14111. "' I 3-47,9 I 438,8 1 428,1 I 631,3 
*Anteil an den Steuern ~Oll Elnk-n Mlll. Oll 776,5 824,7 793,7 921,3 
*Anteil an den Steuern v0111 Uons1tz 14111. IJ4 391,4 431,8 454,4 509,3 
'Anteil an der CewtrbesteuerUIIlage Mlll • 014 15,3 16,4 16,6 15,2 

•steueret nnahllen der Cemel nden 
und Cen~el ndeverbande Hlll. llM 413.1 487,6 472,7 518,6 

•Gewerbes teuer 
nach Ertrtg und Kepftal (netto)SI MI) 1. IM 159,3 161,2 160,2 195,8 

*An tel 1 an der Lohn- und 
veranlagten EI nkomens teuer Hlll. DM 236,7 245,5 214,7 221,5 

Fußnoten nichste Seite 



NOCH: MONATS- UND VIERTELJAHRESZAHLEN 

1984 1985 1985 1986 

Monats- Aug . Sept. 01< t. Juli Au9. Sept. Oü. 
durchsehn I tt 

PREISE 

PREISIIIOEXZIFFERN IM BUNDESGEBIET 1980 ; 100 

Einfuhrpreise 122,8 124,6 122,4 123,0 119,6 96,6 95,9 96,6 

Ausfuhrpreise 116,2 119,4 119,6 119,5 119,0 116,6 116,2 116,1 

Grundstoffprefse6 l 121,2 122,1 120,9 121,3 118,8 101,6 100,7 101,3 

Erzeugerprel se 
gewerb1 I eher Produkte6l 119,2 121,8 121,9 122,1 121,1 117.7 117,5 117,5 
lendwl rtschaftllcher Produkte6 l 106,9 103,1 102,7 102,7 101,4 99,0 p 91,7 p 98,6 

*Preisindex fur llohngebtude, Neubau, 
Baul etstungen u Gebaude 114 ,0 114,5 114,8 116,7 

Einkaufspreise land>~ I rtschaftllcher BetriebSill tte1 
(Aiosgabenlndexl 6) 116,1 115,2 114,4 114,1 113,5 107,2 106,4 p 105,9 

Elnu1 handelspreise 115,6 117,5 117,0 117,3 117,3 117, 2 116,9 116,9 116,7 

•Prefslndu fur die Lebenshaltung - 111 er prha ten Haushalte 118, 4 121,0 120 ,7 120, 9 121,1 120,5 120,2 120,4 120,0 
darunter fur 

•NahrungSIIIttel , Getrlnke, Tabak>~aren 116,0 116,9 116,0 116,2 115,9 118,4 117 ,Z 117,0 llo,7 
Bekleidung , Schuhe 115,7 118,4 11B,3 11B,8 119, 1 120,6 120,7 121,0 121,2 

WohnungSill eten 120,0 123,9 124,3 124 ,5 124,7 126,6 126,8 126,9 127,0 
Eneryte (ohne Kraftstoffe} 128,8 133,4 131 ,8 134,3 133,4 112,0 113,1 112,4 108, 4 
Mobe , Haushaltsgerate u. a. Güter 

fur die Haushaltsführung 115,9 117,7 118,0 118,1 118, 2 119,1 119,2 119,3 119,4 

LOHNE UND ~HXL TEA 

- Effektivver dienste ln 114 -

ARBEITER IN INDUSTRIE IJIO HOCH- UNO TIEFBAU 

Brut towochenverdl enste 

•114nnllche Arbe! ter 686 699 712 725 
darunter • Facharbel ter 713 729 745 759 

"Wibl I ehe Arbeiter 467 481 485 503 
darunter *Hf 1 fsarbel ter 446 460 463 478 

Bruttostundenverd lens le 
•Daonllche Arbe! ter 16,69 17,07 17,26 17,59 

darunter •Fachubel ter 17,45 17 ,88 18,10 18,44 
·~!bliche Arbeiter 11,72 12,17 12,26 12,68 

darunter •Hilfsarbeiter 11,23 11,70 11,73 12 ,08 

Bezahlte Wochenarbeitszelt 

llclnnllche Arbeiter (Stunden} 41,0 40,8 41,2 41,2 
wlbllche Arbeiter (Stunden} 

- ANGESTELLTE, BRUTIOHONATSVEROIENSTE 

39,8 39,5 39,6 39,6 

in Industrie und Hoch- und Tiefbau 

Kaufllliinnlsche Angestellte 

*llännl Ich 3 981 4 123 4 152 4 282 
•wtbl Ich 2 749 2 842 2 863 2 931 

Technische Angeste11 te 

•.,;nn11ch 4 114 4 263 4 305 4 397 
"'>>eiblich 2 692 2 772 2 795 2 850 

ln Handtl, Kredit und Versfeherungen 

Kaufllännische Ang•stellle 

•unnl Ich 3 265 3 374 3 389 3 424 
•~oelbl Ich 2 217 2 305 2 318 2 347 

Technische Allgestellte 

!Mnnl Ich 3 255 3 397 3 423 3 464 
wlbl Ich (2 178} 2 161 21 84 2 237 

ln lndustrl e und Handel zusaanen 
Kaufa.!nnhche Angestellte 

mannl Ich 3 492 3 610 3 630 3 700 
>~elbllch 2 363 2 456 2 470 2 512 

Technische Allgestellte 

lftännllch 4 042 4 186 4 225 4 331 
wlb1 Ich 2 654 2 725 2 745 2 803 

•) Olese Positionen ;,erden von allen Statistischen Landeslittern 1111 "lahlensplegel" veröffentlicht 
1 l Bestandsuhlen bet Kredl te und EInlagen: Stand 31. 12. 2} Die Angaben 111fassen die tn Schi es>~lg-Hol steln gelefenen Niederlassungen der zur 
110natl Iehen Bfl anzstatlstl k berichtenden Kredltfnst l t ute; ohne Landeszentralbank, ohne die Kredl tgenossenschaften Ralffelsen l , deren Bflanzs-
411 31. 12. 1972 weniger als 10 14111. 114 betrug, so>~le ohne die Postscheck- und Postsparklssenlllter. Ab I. I. 1986 elnschlfe01fch Ralffelsenbanken 
J} elnschl leBlieh durchlaufender Kredite 4} nach BerUckslchtlgung der Einnahlien und Ausgaben aus der lerlegung 5} nach Abzug der Gewerbesteuer-
~J~lage 6) ohne Lnutz-(Mehn<ert-lsteuer a} Siehe Fußnote 2 



Jahr 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

Einwohner 
(Jahres­
mittel) 

ln I 000 

2 6I6 

2 620 

2 618 

2 615 

JAIIIESUJILEH A 

Erscheint 1m monatlIehen WilthSel mit 8 

Helrats­
zt rrer 

Bevolkerung 

Geburten­
ziffer 

Sterbe­
ziffer 

Ereignisse je I 000 (1nwoMer 

5,3 

5,5 

5,7 
5,8 

9,4 

9,3 

9,0 

8,8 

12,2 

12,1 

11,9 

11,8 

Oberschu3 
der 

Geborenen Wanderungs-
oder gewinn 

Gestorbenen 
( -) 

8 

8 

8 

1n 1 000 

15 

6 

6 

Offentliehe allgemelnb1ldende Schulen 

ins­
gesaet 

144 

I23 

135 

144' 

Im Erwerbsleben tltlge Personenil 

Land­
und 

Forst­
wirtschaft 

74 

69 

72 
72 

produzte­
rendes 
Ge>oerbe 

1n 1 000 

385 

368 

364 

344 

Handel 
und 

verkehr 

220 

227 

232 

250 

Bruttot nlandsproduat3l 

ubrfge 
Dienst­

leiStungen 

465 

459 

466 

479 

Schüler 111 SeptMber2) ln von 100 Schillern erreichten in jeweiligen 
Prehen in Preisen von 1980 

J1hr 

1981 

1982 

1983 
1984 

1985 

Jahr 

1981 

1982 

1983 
1984 

I98S 

Grund-, 
Haupt­
und 

Sotlder­
sc len 

Real­
schulen 

Gy!a-
nasten 

Inte­
grierten 

Gesamt­
schulen 

weniger 
als 

Haupt­
schul-

---------------- abschlu!! 

202 
190 

179 

167 

158 

S44 
5 

I 616 

I 

in 1 000 

84 

19 

74 

68 

62 

86 
83 

80 

76 

73 

2 

2 

2 

II 

II 

11 

10 

Vlthbesund lllll 3. 12. 

Rinder 

Schw"l 

I 161 

1 743 

lluhner5) 

tn I 000 

(3 382)• 

3 933 
(3 810)1 

3 457 

(2 995)1 

Haupt­
schul­

abseht uß 

40 

40 

38 

38 

Fach­
hochschul-

attt- reife 
leren und 

Abschlull allge.lne 
Hochschul­

reife 

32 

32 

33 

33 

Landwirtschart 

17 

18 

18 

19 

11111. [II 

54 947 

56 714 

59 006 

62 276 

63 548 

jahrliehe 
Zuwachs­

rate 
1n ~ 

3,2 

3 , 2 

4,0 

5,5 

2, 0 

52 975 

52 554 

53 074 

54 973 

55 140 

JahrlIehe 
zu ... ch~­

rate 
tn ~ 

- 0,5 
- 0, 8 

1 , 0 

3,6 

0,3 

Schi achtYiehauf~-n 
aus el gener Erzeugung 

6) 

Kuhall cherzeugung Ernten In I 000 t 

Rinder 

473 

4 8 

480 

571 

SChweine 

2 922 

3 Oll 

3 034 

3 057 

Verarbeitendes Gewerbe1l 

I 000 t 

2 «6 

2 585 

2 747 

2 674 

2 600 

kg 
Je Kuh 

und Jahr 

4 702 

4 776 

4 928 

4 780 

4 853 

Getreide Kartoffeln 

2 075 

2 412 

2 085 

2 320 

2 240 

153 

142 

93 

187 

178 

je 
Erwerbs­
tatt~_en 

Bund • 100 

95 

95 
94 

95 

93 

Zucker­
ruben 

889 

890 

589 

831 

776 

Btuhaupt­
geooerbe 

Jahr 
Bescha ft t gb 

(JahresdurchS(;hnltt) lohne Gehälter U.satz Etlergleverbrauch 
~beiter- ______________________ <o_h_n_e_l)o __ s_at_z_s_t_•u_e_r_> ______________________________________________ __ 

1981 

1982 

1983 

1984 
1985 

tnsgesalllt Arbeiter 

1n l 000 

11!0 
174 

166 
165 

166 

121 
114 

113 
114 

stunden 
in 

M111. 

218 

208 

195 

194 
192 

I) Erg•bnlsse der I 1-Hhrotensuserhebungen 
2 1984: November 

BrottosuiiWIIe 
1n H111. 011 

3 728 

3 717 

3 6<J 

3 673 

3 829 

2 292 
2 381 

2 432 

2 485 

2 597 

3 1983 biS 1q~5 vorlauftges Ergebnis der ReviSion 1985 
4 ohne Amten- und Mutterkuhe 
S ohne Trut-, Perl- und Zwerghuhner 

lOS• 
gesamt 

33 491 

33 624 

34 185 

36 236 

36 550 

Auslands­
umsatz 

6 314 

6 486 

6 352 

8 090 

1 873 

Kohle 

382 

264 

227 

231 

zoo 

Hellot Gis 

1 000 t SKE9) 

I 476 

I 273 

I 111 

I 346 

I 207 

523 

517 

579 

568 

556 

6 Geofl!rbltche und Hau~schlachtungen, e1nschlie311ch C1es Ubergebletltchen Versandes , ohne ubergebletltchen ünpfang 
7 Betriebe •H 1111 allgemeinen 20 und <lehr 8eschaftfgten 
8 ohne Eigenerzeugung 
9 I t SKE (Steinkohle-Einheit) ; 29 308 KJ 
•l litt frdheren Jahren etngeschra"kt wergleichbar 

Str~l 

287 
279 

290 

312 

318 

Btschaf­
ttgta 

... 30 . 6. 
1n 1 000 

55 

so 
so 
49 

42 



KREISFREIE STADT 

Kreis 

flENSBURG 

KIEl 

lUBECK 

HE1»1UNSTER 

Oi thmarschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfriesland 

Ostholstein 

Pinneberg 

Plan e Rendsburg-Eckernfllrde 

Schl eswl g-fl ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Storurn 

Schl eswl g-Hol stein 

KREISfRE IE STADT 

Kreis 

flENSBURG 

• KIEL 

LUBECK 

NE\MUNSTER 

Oi tlmarschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfriesland 

Ostholstein 

Pinneberg 

Plön 

Rendsburg-Eckern förde 

Sch 1 eswi g-fhnsburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stonoarn 

Schleswig-Hol steln 

Bevölkerung 1111 30. 6. 1986 

lnsgesat 

86 320 

244 667 

209 783 

77 954 

129026 

157 904 

161 139 

195 543 

260 983' 

117 913 

2.47 !il5 

182 961 

216 989 

127 634 

196 344 

2 612 675 

Yerinderung gegenOber 

Yoi'IIIOnat 

- 0,2 

- 0,1 

+ 0,0 

- 0,0 

- 0,1 

+ 0,0 

- 0,2 

+ 0,1 

.. 0,1 

- 0,0 

.. 0,0 

+ 0,0 

+ 0,1 

- 0,0 

- 0,1 

- 0,0 

vorjahres­
tiiOnat 1) 

ln S 

- 0,7 

- 0,3 

- 0,6 

- 0, 7 

- 0,6 

+ 0,0 

- 0,7 

- 0,1 

+ 0,5 

+ 0,0 

+ 0,1 

+ 0,0 

+ 0,8 

- 0,0 

+ 0,3 

- 0,0 

KRE ISZAIILEN 

Bevö 1 kerungsveränderung 
111 Juni 1986 

Ubuschuß 
der 

Geborenen 
oder 

Gestorbenen 
(-) 

24 

81 

58 

27 

15 

9 

38 

39 

19 

35 

11 

21 

26 

44 

- 440 

Wande­
rungs­
g~nn 
oder 

-verlust 
(-) 

- 145 

91 

73 

17 

56 

18 

- 305 

253 

230 

8 

68 

39 

136 

6 

59 

192 

Bevölke­
rungs­

zunat.e 
oder 

-abnahme 
(-) 

- 169 

- 172 

15 

10 

71 

9 

- 343 

214 

211 

27 

57 

18 

143 

20 

- 103 

- 248 

Straßenverkehrsu~ Ia 11 e 
111it Personenschaden ha Oktober 1986 

(vorlciuflge Zahlen) 

Unfalle 

43 

172 

155 

60 

66 

87 

89 

94 

151 

65 

140 

89 

185 

66 

105 

1 567 

Getötete2l 

3 

2 

6 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

27 

VerletHe 

44 

213 

175 

70 

84 

llO 

126 

125 

185 

87 

191 

140 

245 

81 

143 

2 019 

Yerarbel tendes Gewerbe3 l Kraftfahrzeugbestand 
1111 I. 7. 1986 

Betriebe .. 
31. 10. 1986 

68 

126 

136 

70 

75 

94 

56 

78 

185 

47 

122 

84 

161 

84 

149 

1535 

Beschäftigte .. 
31. 10. 1986 

8 655 

23 219 

21 845 

10 152 

6 400 

8 019 

2 956 

6 014 

20 579 

2 722 

10 092 

5 169 

16 228 

9 289 

17 126 

168 465 

l.lllsatz4) 
ill 

Oktober 1986 
Mill. llM 

184 

301 

306 

122 

251 

103 

83 

119 

367 

44 

178 

150 

342 

201 

437 

3 189 

insgesamt 

35 796 

100 244 

85 107 

35 928 

70 631 

80 067 

82 835 

91 417 

130 262 

60 100 

126 947 

95 989 

123 445 

66 132 

105 918 

1 290 818 

Anuh1 

32 072 

89 995 

76 389 

32 021 

57 137 

69 359 

67 253 

78 586 

113 845 

50 710 

106 658 

78 205 

106 371 

54 306 

93 568 

106 535 

PkwSl 

Je 1 000 
Einwohner 

372 

368 

Jti4 

411 

443 

439 

417 

402 

436 

431 

431 

427 

490 

425 

477 

424 

1 l nach dea1 Gebietsstand vo. 30. 6. 1986 2) einschließlich der innerha1 b von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) Setriebe •lt i11 allg-inen 20 und lll!hr Beschäftigten 4) ohne U.satzsteuer 5) einschließlich KClllblnationskraftwagen 



KREISFREIE STADT 

FLENSBURG 

KIEL 

LOBECK 

NEUMONSTER 

Kreis 

Df thllldrschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfriesland 

Ostholstein 

Pinneberg 

Plön 

Rendsburg-Eckern rcirde 

Schl eswig-n ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stormarn 

Schleswfg-Hol ste1n 

KREISFREIE STADT 

FLENSBORG 

KIEL 

LOBECK 

HEltlUNSTER 

Kreis 

Dithmarschen 

llzgt. Lauenburg 

Nordfriesland 

Ostholstein 

Pinneberg 

Plon 

Rendsburg-Eckern forde 

Schl eswi g-Fl ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stormar 1 

Schi eswi g-Hol stel n 

ERWEITERTE KREISZAHLEN 

*AusfUhrlic:lles PrograllKJI, das von allen Statistischen Landesämtern mindestens einmal 1m Jahr, 
in dieser Zeltschrift im Mai und November 111i t den jeweils neuesten Zahlen veröffentlicht wird. 

Bevölkerung u 31. 12. 1985 Eheschließungen 
1985 

Insgesamt 

86 779 

245 682 

210 318 

78 280 

129 414 

157 954 

161 646 

195 432 

260 375 

117 848 

247 494 

182 874 

216 204 

127 315 

196 536 

2 614 151 

* 

UberschuD 
der 

Geborenen 
(+) 

oder 
Gestorbenen 

(-) 

422 

- I 216 

- L 344 
+ 238 

569 

505 

352 

817 

409 

341 

635 

158 

189 

454 

582 

- 8 231 

männlich Einwohner 
Je km' Anzahl 

41 581 
116 998 

97 562 

36 956 

61 827 

17 191 

79 137 . 

92 755 

125 625 

58 571 

121 696 

92 270 

105 606 

61 621 

95 121 

1 264 517 

1 540 

2 222 

982 

1 094 

92 

125 

79 

141 

393 

109 

113 

88 

161 

121 

256 

166 

546 

1 345 

1 412 

525 

740 
880 

1 042 

1 044 

1 477 

681 

1 330 

1 016 

1 206 

732 

1 066 

15 042 

Ober die Kref sgrenze 

.. 

Zugezogene 
1985 

6 199 

15 329 

9 398 

3 200 

8 921 

10 282 

13 480 

14 154 

18 898 

10 966 

19 204 

14 685 

16 340 

10 230 

14 940 

186 226 

Fortgezogene 
1985 

5 871 

14 182 

9 443 

3 425 

g 098 

9758 

13 230 

13 113 

17 447 

10 607 

18 916 

14 284 

15 152 

10 204 

12 910 

177 640 

* 

je 
1 000 
Efnw. 

6,3 

5,5 

6, 7 
6,7 

5,7 

5,6 

6,4 

5,3 

5, 7 
5,8 

5,4 

5,6 

5,6 

5,7 

5,4 

5,8 

Wande­
rungs­
gewinn 

(+) 
oder 

-verl ust 
(-) 

+ 328 

... 1 147 

45 

225 

m 
524 

+ 250 

+ 1 041 

+ 1 451 

+ 359 

... 288 
+ 401 

+ 1 188 

... 26 

+ 2 030 

+ 8 586 

* 

Lebendgeborene 
1985 

Anzahl 

804 

2 035 

1 777 

735 

1 230 

1 378 

1 421 

1 521 

2 308 

1 007 

2 214 

1 794 

z 007 

1 220 

1 648 

23 099 

* 

je 
1 000 
Einw. 

9,2 
8,3 

8,4 

9,4 

9,5 

8,7 

8,8 

7,8 

8,9 

8,5 

8,9 

9,8 

9,3 

9,6 

8,4 

8,8 

Ärzte 
am 

31. 12. 1985 

~storbene 
(ohne Totgeborene) 

1985 

Anzahl 

1 226 

3 251 

3 121 

973 

1 799 

1 883 

1 773 

2 338 

2 717 

1 348 

2 849 

1 952 

2 196 

1 674 

2 230 

31 330 

* 

je 
1 000 
Einw. 

14,1 
13,2 

14,8 

12,4 

13,9 

11,9 

10,9 

12,0 

10,5 

11,4 

11,5 

10,7 

10,2 

13,1 

11,4 

12,0 

Zahnärzte 
am 

1 nsgesamt1 l 
darunter 
fn freier 
Praxis 

31. 12. 1985 

293 

1 183 

966 

235 

227 
262 

344 
443 

483 

266 

475 

275 

413 
266 

333 

6 464 

154 

366 

330 

100 

132 

140 

177 
214 

287 

144 

233 

!55 

18g 

120 

196 

2 937 

60 

251 

145 

56 

61 

84 

68 

114 

157 
60 

147 

88 

108 
55 

107 

1 561 

1) ohne Landespolizei und Bundesgrenzschutz 

• 



NOCH: ERWEITfRTt KREISZAHlEN 

*Ausführliches Program, das von allen St•tlstlschen L~ndesa111tern mindestens eimMl 1111 Jahr, 
in dieser Zef tschrf ft Im Mal und Nove<nbt>r mf t den jewell s neuesten Zahlen veröffentlicht "' rd. 

Sozlalverslc~erungspflfchtig beschäftigte Arbeltneh•ner am 30. 6. 1985 

fnsgesa11t darunt~r 1111 lllrtschaftsber~lch 

KREISFREIE STADT 

Kreis 

FLENSBURG 

KIEL 

LOBECK 

NElt!UNSTER 

Dl thllarschen 

-

Hzgt. Lauenburg 
rt!frfesland 

stholsteln 

Pinneberg 

Plon 

Rendsburg-Eckernförde 

Schl eswl g-Flensburg 

Segeberg 

Stel nburg 

StoMI4rn 

Schl eswlg-Holsteln 

KREISFRElE STADT 

ZUSIIII1!eß 

36 264 

103 758 

77 674 

28 754 

32 188 

31 082 
42 237 

« 565 

66 600 

18 757 

55 353 

35 668 

56 038 

32 879 

48 855 

710 672 

aalnnllc~ 

19 832 

58 612 

43 432 

16 637 

19 781 

17 709 
24 054 

23 245 

38 126 

10 236 

33 538 

20 501 

31 647 

19 727 

28 411 

406 148 

Wohnungsbestand 
1111 31. 12. 1985 

darunter A~s ldnder 

zusa"...en 

1 512 

3 434 

3 590 

1 006 

369 

1 163 
700 

936 

4 286 

318 

1 324 

429 

2 660 

745 

2 726 

25 198 

llännl ich 

876 

2 2011 

2 ?36 

785 

249 

798 
409 

619 

2 875 

210 

1 094 

228 

I 793 

490 

1 953 

16 823 

llohngebä ude Wohnungen fnsgesa111t 

Produz 1 erendes 
Gc~rbe I) 

zu sannen 

11 605 

33 187 

31 557 

12 859 

13 884 

14 452 
10 823 

13 781 

31 003 

6 508 

22 514 

12 542 

24 827 

15 246 

24 470 

279 258 

männlich 

8 890 

26 140 

23 288 
9 663 

11 293 

11000 
8 649 

10 195 

22 691 

5 095 

18 050 

9 646 

11 937 

12 131 

18 222 

212 890 

zusa>~."en 11annl ich 

9 333 

21 129 

17 652 

6 794 

5 785 

4 050 
8 451 

B 398 

14 621 

3 292 

10 021 

5 786 

13 898 

5 719 

10 171 

145 100 

4 921 

10 828 

9 024 

3 573 

2 784 

I 694 
4 136 

3 792 

7 744 

1 610 
5 163 

2 786 

7 200 

2 84D 

4 924 

73 019 

Kraftfahrzeugbestand am l. 7. 1986 

darunter 

Jbt f yf' 
Dienstlelstu gen 

zu~at~~Pen 

15 213 

49 251 

27 958 

B 959 

11 142 

11 459 
21 377 
20 657 

17 518 

7 584 
20 250 

15 086 

15 805 

10 755 

13 079 

266 093 

tlldnn ,,h 

~ ••5: 
~1 5Hl 

IO /~/ 

3 J12 

4 552 

4 102 
9 9t0 

1 9J6 

~ !179 

2 514 

11 JIC 

b IQ1 

, :112. 

3 &11 

~ 1o' 

Perlonc"­
kra r tw~g~•l 

2) 
Personen- Last- Zug- je 

.A krart- kraft- ~~~aschlnen 1 OOD 

... wagen 2) wagen 3} Efnwohn~r 

'--------------~----~--------~~--~-----------
FLENSBURG 

KIEL 

LOBECK 

NEUMONSTER 

01 throarschen 
ttzgt. Lauenburg 

Nordfr1esl and 

Osthol stefn 

Pinneberg 
Pliln 

Rendsburg-Eckernforde 

Sch 1 eswl g-Fl ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Sto,.....rn 

Schl esw1 g-Hol stein 

13 042 
29 947 

36 299 

15 665 

40184 

37 874 

47 713 

45 586 

55 866 

29 338 

59 994 

46 569 

48 371 

33 450 

44 175 

584 073 

44 735 

118 810 

105 839 

38 326 

59 139 

69 545 

80 625 

92 824 

115 364 

50 425 

103 992 

73 275 

87 195 

57 424 

83 206 

1 180 724 

35 796 
100 244 

85 107 

35 928 

70 631 

80 067 

82 835 

91 417 

IJO 262 

60 100 

126 947 

95 989 

123 445 

66 132 

105 918 

I 290 818 

11 efnsch11eßlfch ohne Angabe e1 nes bestflnten Wf rtschaftsberefches 
2) einschließlich KOMbfnatfonskraftwagen 
3) zul assungspfl fchtf ge 

32 012 
89 995 

76 389 

32 021 

57 137 

69 35q 

67 253 

78 586 

113 845 

50 770 

lOG 650 

78 205 

106 J/1 

54 306 

93 568 

106 535 

I 775 

4 370 

4 118 

1 959 

2 773 

2 699 

3 336 

3 502 

5 985 

2 050 

4 856 

3 531 

5 220 

2 896 

4 289 

53 359 

262 

646 

941 

412 

7 750 

4 660 
8 479 

5 386 

4 777 

4 390 

10 084 

10 018 

6 362 

5 823 

3 534 

73 584 

372 

368 

364 

411 

443 

439 

411 

40l 

43b 

431 

431 

427 

490 
425 

477 

424 



KREISfREIE STADT 

Krrls 

FLENSBURG 

KIEL 

llJBECK 

NEI.MJNSTER 

Dithmarschen 

Hzgt. Lau~nburg 

Nordfriesland 

Os tho 1stein 

Pinneberg 

Plön 
Rendsburg-Eckern forde 

Schl eswi g-fl ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stol"'llarn 

Landesbehörden 

Schleswlg-Hol steln 

KREISI'REIE STAOT 

Kreis 

FLENSSURG 
KIEL 
LtlBECK 

Nti.MU:ISTER 

Oi thtNrsche~ 
lfzgt. Lauenburg 

Nordfrl es land 

Ost~olstein 

Pinneberg 

Pl!in 
Rendsburg-Eck ern förde 
Schl eswig-Fl ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stol'!llarn 

Schl eswi g-Hol stef n 

NOCH: ERWEITERTE KREISZAHlEN 

•Ausfuhrlfches Progralllll, das ~on allen Statistischen Landesa11tern •indestens elFUNI I• Jahr, 
in dieser Zeltschrift i• 11.11 ~•d Novealber •ft den jNefls neuesten Zahlen veröffentlicht wird. 

Bruttoausgaben der Sozfalhfl fe 1985 EJ1pf4ngerl l von Sozi II hfl fe 1985 

Hilfe 
l~ 

Lebens­
unterhai t 

31 197 

73 890 

74 277 

2Z 778 

11 053 

14 838 

14 673 

23 696 

28 579 

9 352 

25 262 
17 149 

19 350 

13 124 

12 442 

391 661 

Hilfe 
in 

besonderen 
Lebenslagen 

I 000 OH 

21 792 
65 772 

7l 424 

20 445 

21 929 

29 229 

23 248 

27 892 

44 791 

17 076 

41 025 

30 640 

30 999 

28 932 

27 979 

110 256 

613 429 

insgesamt 

52 989 

139 662 

14S 701 

43 223 

32 982 
44 067 

37 922 

51 S88 

73 371 

26 428 

66 287 

47 789 

50 348 

42 056 

40 421 

110 256 

I 005 089 

[)I je 
Efn11ohner 

610 

569 

691 

550 

254 

279 

234 

264 

282 

223 

268 

261 

234 

330 

206 

42 

384 

I• Laufe 
des Jahres 

5 335 

15 529 

16 920 

4 258 

4 893 

6 630 

s 325 

1 459 

9 598 

4 287 

9 521 

1 130 

8799 

6 345 

5 985 

98 

118 712 

Ff nanzen der Gellief nden und Gellei ndeverbande 

Steuern und steuerähnltcne Einnahlien 198521 

s.tlnden 

Gewerbesteuer 

Erlpflnger laufender 
Hilfe zu11 Lebensunternalt 

außerha 1 b von Ei nrfchtungen 
.. 31. Dueolber 1985 

1 nsgesa111t 

3 815 

9 427 

11 265 

2 441 

2 526 

3 121 

2 881 

4 459 

5 034 

2 oso 
4 721 

4 087 

4 872 

3 869 

2 839 

67 407 

Je I 000 
Einwohner 

44 

38 
54 

31 

20 

20 

18 

23 

19 

17 

19 

22 

23 

30 
14 

26 

Gellleinden 
und nach Ertrag und Kap I tll 

GeMinde­
antefl 
an der 

Efn­
kaa.n­

steuer 

Geaoei ndeverbände 
1ns9esa111t 
(netto) 

Gru~d­
steuer 

A 

Grund­
steuer 

8 Auf­
kOIIIIIen 

Gewerbe­
steuer­
u111lage 

Ein­
nahmen 

----------~-----------------------------.. OH je .., 
1 000 [)I E f nwohner3l 1 000 [)I 

73 175 

219 665 

194 827 

63 027 

76 891 

106 360 

95 811 
12Z 627 

~3 992 

69 273 

148 982 

90 293 

176 571 

95 906 

173 003 

1 950 407 

842 
896 

923 

803 

592 
674 

59 

626 

93 

588 

602 

494 

820 

751 

884 

746 

43 

118 

273 

82 

2 945 
z 092 

3 934 

3 335 

I 973 

2 242 

3 781 

4 189 

2 265 
1 997 

I 331 

30 600 

10 804 

29 711 
29 074 

10 375 

10 129 

13 629 

16 415 

19 416 

26 169 

10 148 

18 853 

12 270 

19 018 

11 514 

17 149 

254 676 

33 079 

107 509 
91 431 

25 723 

30 024 

34 262 

29 578 

39 183 

100 734 

16 076 

48 475 

25 585 

72 800 

46 836 

68 582 

775 878 

5 059 

16 335 

13 789 

3 182 

5 404 

6 207 

5 583 

5 648 

19 400 

2 738 

9 256 

4 570 

12 157 

9 865 

11 981 

131 173 

28 020 
91 174 

83 642 

22 541 

24 620 

28 055 

23 995 

33 535 

81 334 

13 338 

39 219 

21 015 

60 643 

36 971 

56 601 

644 705 

33 SOS 
96 655 
80 236 

29 213 

38 289 

61 030 

43 971 

59 932 

128 414 

42 144 

85 062 
51 436 

92 051 

44 293 

95 863 

982 155 

ll ohne lllchtseßhafte und ohne solche, die nur ei,..lfge Hilfe zum Lebensunterhalt beka~~en 21 kasserwaßige Elnnalnen ga~~o vierteljahrl icher 
Finanzstatistik 3) Bevolkerungsstand 30. 6. 1985 



KRE I SFRE lE STADT 

FlENS8URG 

KIEL 
LOBECK 

NEIJIUNSTER 

kreis 

Dl ttuoarsehen 

Hzgt . Lauenburg 

Hordfrlesland 

Ost~ol steln 

~nneberg 

... Öl\ 

Rendsburg- Eckern förde 

Sehl eswlg- Fl ensburg 

~geberg 

Steinburg 

Stor'Nm 

Seh 1 eswl g-Ho 1 s tel n 

KREISFREIE STADT 

Kreis 

FLENSBURG 

KIEL 

LOBECK 

NEIJIONSTER 

Oi th.arsehen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfrlesl and 

Ost holstein 

Pinneberg 
Plön 

Rendsburg-Eekern förde 

Sehl eswl g-Fl ensburg 

~geberg 

Steinburg 

Stonurn 

Sehl eswt g-Holstein 

NOCH: ERWEITERTE kREISZAHlEN 

*Ausfilhrl lehes Progra11111, das von allen Statis tl sehen Landeslimtern 1111 ndes tens el nmal 111 Jahr, 
ln dieser Zeitschrift Im Mai und ~ovenber mit den jeweils neuesten Zahlen veröffentlicht wird. 

~oeh: Finanzen der Ge~~~elnuen und Ge:11elndeverbande 

Real steueraufbrfngungskraft 19851 l Bau~~aßnahlnen 1985 

lnsgesa11t 

1 000 llM 

38 601 

116 890 

107 312 

30 928 

47 419 

53 086 

51 762 

63 371 

139 161 

29 436 

76 143 

44 125 

103 139 

65 451 

94 010 

1 060 835 

llM je 
Elnw.3) 

444 

477 
5og 

394 

365 

336 

319 

324 

536 

250 

308 

241 

479 

513 

480 

406 

aus Gewerbesteuer 
nach Ertrag 
und Kapital 

I 000 OM 

30 161 

95 222 

85 081 

22 784 

32 656 

36 091 

30 544 

40 208 

106 736 

16 510 

51 630 

26 576 

77 843 

51 111 

72 529 

775 681 

DH je 
Einw.3) 

347 

388 

403 

290 

252 

229 

188 

205 

411 
140 

209 

145 

362 

400 

371 

297 

Steuer­
elnnahmekra tt2 l 
der Getllel nden 

1985 

I 000 DM 

67 962 

200 118 

175 464 

57 179 

81 261 

109 664 

91 876 

118 189 

253 137 
69 967 

154 798 

92 502 

184 687 

102 363 

180 340 

I 939 507 

OM je 
Eln ... J) 

782 

816 

832 

729 

626 

695 

566 

604 

975 
593 

626 

506 

858 

802 
922 

742 

Gerne! nden und 
Genlei ndeverbiinde 

1 000 OM 

18 330 
40 749 

43 279 

32 955 

50 814 

80 557 

64 302 

74 846 

68 747 

44 758 

99 511 

83 808 

80 162 

53 264 

81 906 

917 984 

011 je 
Elnw.J) 

211 

166 

205 

420 

391 

510 

396 

382 

265 

380 

402 

458 

372 

417 
419 

351 

~rei sangehori g~ 
G~inden 
und Aalte• 

I 000 llM 

42 869 

75 697 

59 331 

59 379 

63 706 

32 128 

83 624 

63 570 

70 459 

46 242 

62 812 

659 821 

llM je 
Elnw.3) 

330 

480 

366 

303 

245 
272 

338 

348 

327 

362 

321 

331 

Noch: Finanzen der Gemeinden und Ge..elndrverbände 

Schulden 1111 31. 12. 1985 
(ohne Kossen~redfte I 

Gemeinden und 
Ge!!lt!f odeverbände GO!llleinden und Amter 

1 000 OM 

112 283 

417 348 

462 257 

273 436 

96 896 

117 189 

178 922 

184 532 

209 514 

152 276 

152 715 

150 539 

162 87 7 

117 065 

172 131 

2 959 980 

DM je 
Einw. 

I 291 

I 702 

2 191 

3 484 

746 

742 

1 103 

943 

807 

1 292 

617 

823 

757 

917 

880 

1 132 

1 000 OH 

112 283 

417 348 

462 257 

273 436 

74 186 
103 132 

136 577 

\71 080 

179 825 

139 211 

141 955 

98 623 

158 766 

94 698 

126 638 

2 696 075 

DM je 
Elnw. 

1 291 

1 702 

2 191 

3 484 

571 

653 

842 

905 

692 
1 181 

574 

539 

738 

742 

647 

1 032 

hauptberuflIch voll beschä ftl gtes Personal 
811 30. 6. 1985 

Gemef nden und 
Gemeindeverbande 

1 505 
4 604 

4 036 

1 175 

1 352 
1 332 

1 830 

l 751 

2 394 
956 

1 983 

1 348 

1 725 

1 262 

I 585 

28 838 

je 10 000 
Elnw. 4) 

173 
187 

192 
150 

104 

84 

113 

90 

92 
81 

80 

74 

80 

99 

81 

110 

Geaael nden und Amter 

Anzahl 

I SOS 

4 604 

4 036 

1 175 

897 

935 

1 068 

I 209 

1 681 

605 

1 314 

872 

1 298 

798 

1 066 

23 063 

je 10 000 
Elnw. 4) 

173 
187 

192 

150 

69 

59 

6b 

62 

65 

51 

53 
48 

60 

63 

54 

88 

I) Su- der Grundbeträge IIIUl tfpl izlert mit dem landesdurchseMfttl Iehen Hebesetz. Oie Grundbeträge ergeben steh, indem nan je GeiiCfnde die kas.en-
lloißl9en Einnahmen durch den jeweil lgen Hebesatz dividiert 2) Realsteueraufbrlngungskraft abzüglfch GewerbesteuerUIIIlage und zuzuglien Gemeindeanteil 
an der Elnk0011ensteuer 3) Bevölkerungsstand 30. 6. 1985 4) 8evölkerun9sstand 31. 12. des Vorjahres 



ZAHLEN F U R 0 I E BUNDESLÄNDER 

Bevöl kerong 
Arbe! tsmdrkt *Vi ehbesUnde am 31. 3. 1986 

Veranderong Rindvieh am 3. 6. 1986 
gegenOber Arbeits 1 ose Kurzarbeiter offene Schweine 

land 
am 

Monatsmitte Stellen insgesamt 
rmchkülti! September am am fn l 000 vz Vorjahres- 30. 9. 1986 insgesamt (einschl. 

1970 stand 
1986 30. 9. 1986 3. 4. 1986 

Zugklilti!) 

Schl es~<ig-Hol stefn 

Hamburg 
Niedersachsen 
Bremen 
Nordrhef n-Westfal en 
Hessen 

Rhefnl and-Pfal z 
Baden-WUrtternberg 
Bayern 
Saarland 
Berl 1 n (West) 

Bundesgebiet 

Land 

Schl es~tlg-Hol stein 

Hamburg 
Niedersachsen 
Breilien 
Nordrhef n-Westfal en 
Hessen 

Rhelnl and-Pfal z 
Baden-WUrttemberg 
Bayern 
Saarland 
Berlfn (West) 

Bundesgebiet 

Land 

Schl eswig-Hol stei n 

Hamburg 
Niedersachsen 
Bremen 
Nordrhefn-llestfal en 
Hessen 

Rhefnland-Pfalz 
Baden-Württemberg 
Bayern 
Saarland 
Berlln (West) 

Bundesgebiet 

fn 1: in I 000 

2 612,8 + 4,8 - 0,0 101 7,0 4,6 

1 577,0 - 12, I - 0,7 92 3,3 5,2 
7 193,2 + 1,6 - 0,2 293 8,1 11,7 

658,0 - 8,9 - 0,9 40 4,5 1 '9 
16 663,5 - 1,5 - 0,2 699 108,1 36,6 

5 528,9 + 2, 7 - o.o 143 5,2 15, l 

3 611,4 - 0,9 - 0,2 lOS 8,4 7,7 
9 277,9 + 4,3 • 0,4 185 11,9 35,5 

10 977,8 + 4,8 + 0,2 257 15,4 32,3 
1 044,4 - 6,7 • 0,5 50 5,4 2,2 
1 861,B - 12,3 + 0,8 80 2,5 6,5 

61 006,8 + 0,6 • 0,0 2 046 179,8 165,3 

Verarbeitendes Gewerbeil Bluhauptge~o~erbel l 

Umsatz2) Beschäftigte 
Beschaft!gte i111 August 1986 am 31. 7. 1986 

am 
.ll. 8. 1986 

in 1 000 Mlll. DM Auslandsumsatz in 1 000 Je 1 000 
in 't Einwohner 

169 2 798 21 40 15 

140 5 C7S 13 23 15 
657 II ISO 31 111 15 

76 1 5lo 32 10 15 
977 29 026 27 U6 14 
634 8 311 28 89 16 

372 6 286 33 62 17 
1 437 1B 636 31 176 19 
1 354 16 292 30 236 22 

141 2 032 29 16 15 
165 3 652 11 33 18 

7 122 104 803 28 I 022 17 

*1<fz-9estand4 l StraBenvcrkehrsunfä11 e6 l 
am 1. 7. J08o mit Personenschaden im August 1986 an 

Spar-

Pkw5l 
einlagen 

7) 
ins- Verun- 4111 

gesamt Unfalle Getotete Verletzte glUckte 31. 8. 
Anzahl Je 1 000 

je 100 1986 
Unfälle fn DM 

Ef n~tahner je Efnw. 
lR 1 000 

1 291 1 107 424 1 850 42 2 376 131 6 956 

672 605 1 040 13 I 329 129 10 275 
3 b49 3 103 ~ 137 104 5 427 134 8 685 

? 50 379 5 420 112 9 666 
8 049 1 185 6 728 143 8 568 129 9 495 
3 Oll 2 615 3 221 80 4 152 131 10 599 

2 001 l 688 2 116 76 2 835 138 10 007 
5 018 4 262 4 470 117 6 040 138 11 051 
6 005 4 910 5 979 210 8 125 139 11 253 

532 475 m 15 671 131 9 117 
747 656 1 092 13 I 319 122 8 766 

31 26211 26 865(. 31 760 831 41 518 133 9 968 

1 779 1 594 490 

8 14 3 
7 568 3 483 1 099 

8 23 5 
6 651 2 075 608 
1 273 882 281 

685 639 221 
2 439 1 815 664 
4 545 5 210 2 025 

47 71 24 
3 I 0 

24 906 15 806 5 419 

Wohnungswesen 
1111 Julf 1986 

ZUIII Bau 
genehmigte Wohnungen 

Anzahl Je 10 000 
Ei nwhner 

818 3,1 

234 1,5 
2 431 3,4 

168 2,6 
4 084 2,5 
1 688 3,1 

1 653 4,6 
4 495 4,8 
5 685 5,2 

285 2, 7 
363 1,9 

21 904 3,6 

Steuereinnahmen 

des des der 
Landes Bundes Gemeinden 

im 2. Vierteljahr 1986 

in DM je Ef nltOhner 

551 456 

911 3 940 
538 482 
605 1 228 
625 985 
667 851 

546 543 
689 862 
634 667 
547 595 
514 1 793 

624 886 

*) An dieser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben Ober Viehbestllnde, Kfz-Bestand und Bruttoinlandsprodukt 
I) Betriebe m1t Im allgemeinen 20 und mehr Besch~ftigten 2) ohne Umsatzsteuer 3) Vorläufige Werte 4) ohne Bundespost und Bundesbahn 
5) efnschl ießlich Kombinatfonskraftwagen 6) Schl~swig-Holstein endgültige, Ubrfge Länder vorläufige Zahlen 
7) ohne Postspareinlagen 
a) Lander ohne, Sundesgebiet einschließlich Bundespost und Bundesbahn 

Gedruckt f111 Statistischen landesa111t Schleswig-Holstein 
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